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An die ſämmtlichen Königlichen General⸗Kommiſſionen und dit 
landwirthſchaftlichen Regierungs⸗Abtheilungen. f 

Die heilſamen Wirkungen, welche das Land von den jetzt publi⸗ 
zirten neuen Geſetzen über die Ablöfung der Reallaſten, die Reguli⸗ 
rung der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe, die Errichtung von Ren⸗ 
tenbanken und die Ergänzung der Gemeinheitstheilungs-Ordnung zu 
erwarten berechtigt iſt, ſind weſentlich von einer zweckentſprechenden, 
umſichtigen Handhabung dieſer Geſetze ſeitens der ausführenden Be⸗ 
hörden und deren Organe abhängig. Wenn nun auch gegenwärtig, 
wo dieſe wichtige Aufgabe praktiſch ſchon geübten und bewährten Be⸗ 
amten anbeimfällt, die Schwierigkeiten, welche ſie darbietet, leichter zu 
überwinden ſein werden, als dies in den Jahren 1811 und 1821 bei 
der Ausführung der damals erlaſſenen Abloͤſungs⸗ und Gemeinheits⸗ 
theilungs⸗Geſetze geſchehen konnte, und wenn ich auch zu den jetzigen 
Auseinanderſetzungs⸗Behörden und deren Beamten das Vertrauen 
hege, daß ſie von ſelbſt ſchon ihrer Pflicht eingedenk fein und nament⸗ 
lich mit allem Fleiß und Eifer die Auseinanderſetzungen zu fordern 
ſich bemühen, mit der ſtrengſten Unparteilichkeit dabei nach allen Rich⸗ 
tungen hin verfahren und überhaupt den an ihre Wirkſamkeit jetzt ge⸗ 
ſtellten geſteigerten Forderungen, ſo weit es in ihren Kräften ſteht, ent⸗ 
ſprechen werden, ſo kann ich doch nicht unterlaſſen, dieſelben zu dieſem 
Allen noch beſonders aufzufordern und ſie hierbei auf folgende Punkte 
aufmerkſam zu machen. . 10 0 

J. Das Bedürfniß einer ſchleunigen Abloͤſung der Reallajten 
und Regulirung der gutsherrlich⸗ bäuerlichen Verhältniſſe iſt in eini⸗ 
gen Provinzen oder Gegenden größer als in den anderen. Es wird 
daher Aufgabe der Staatsregierung ſein, da, wo ein ſolches umfaſ⸗ 


ſenderes oder dringenderes Bedürfniß obwaltet, auch kräftigere Mittel 


u deſſen Befriedigung zu beſchaffen und anzuwenden. 
5 Die Zahl der ſchon in der nächſten Zeit eingehenden Antraͤge auf 
Ablöſung und Regulirung wird einen ziemlich ſicheren Maßſtab für den 
Umfang des Bedürfniſſes abgeben. Sollte ſich daher in der einen oder 
anderen Provinz herausſtellen, daß die vorhandenen Arbeitskräſte, 
ungeachtet der im $. 8. des neuen Ablöſungs⸗Geſetzes den Auseinan⸗ 
berjegungs- Behörden beigelegten Befugniß, in den Angelegenheiten 
ihres Reſſorts allen Staats- und Gemeinde⸗Beamten Aufträge zu er⸗ 
theilen, dennoch zu einer gehörigen Förderung aller in Antrag gebrach⸗ 
ten Regulirungen und Ablöfungen nicht genügen, ſo erwarte ich von 
der betreffenden Auseinanderſetzungs⸗Behörde Vorſchlaͤge und Anträge 
zur Beſeitigung dieſes Mangels. Andererſeits ſehe ich aber auch einer 
Anzeige darüber entgegen, wenn etwa in einem oder dem anderen Be⸗ 
zirke, in welchem der Andrang auf Ablöſungen und Regulirungen 
minder groß iſt, Beamte, die zur Bearbeitung ſolcher Geſchaͤfte qua⸗ 
lifizirt find, auf kürzere oder längere Zeit entbehrt werden können. 
Uebrigens iſt, vornehmlich da, wo die Auseinanderſetungsge⸗ 
ſchäfte ſich häufen, moͤglichſt darauf zu halten, daß die Bearbeitung 
oder doch wenigſtens die Einleitung der ehtjelnen” Auseinander- 
ſetzungen in der Reihenfolge geſchehe, in welcher die Provocationen 
t ſind. 8 
n die Feſtſtellung der Normalpreiſe und Normal⸗Markt⸗ 
orte, wo ſie nicht etwa ausnahmsweiſe unterbleibt (cf. $. 72. des Ab⸗ 
ſöſungs⸗Geſetzes), dem Ablöfungs - und Regulirungs⸗ Verfahren vor⸗ 
hergehen muß, ſo mache ich es den Auseinanberjepungs- Gemen 
wiederholt zur Pflicht, auf die ſchleunige Beendigung dieſes Gejchäfts 
mit allem Eifer hinzuwirken. Die dazu erforderlichen Anweiſungen 


ſind von mir bereits in den Inſtruktionen vom 4. Juni und 7. De⸗ 


ember v. J. ertheilt. In Bezug auf den Zuſaßz der Circulat-Ver⸗ 
3 vom 7. Dezember zu Nr. II. 3 und 4 der Instruktion vom 4. 
Juni v. J. bemerke ich noch, daß, nachdem die dort erwähnten Vor⸗ 
ſchläge der Kommiſſion der zweiten Kammer nunmehr in, den 88. 14. 
und 83. des Ablöſungs-Geſetzes Aufnahme gefunden und Geſetzes⸗ 
kraft erhalten haben, die Feſiſtellung von Normalſätzen für die in Rede 
ſtehenden Gegenſtände, ſofern ſich die Ausführbarkeit und das Be⸗ 
dürfniß hierzu herausſtellt, in Gemäßheit der näheren Anweiſung in 
der Circulair⸗Verfügung vom 7. Dezember v. J erfolgen muß, ohne 
daß eine weitere Verfügung des Miniſteriums einzuholen iſt. 

III. Zu einer richtigen Auffaſſung des Geiſtes der neuen Geſetze 
und zur gehörigen Deutung ihrer einzelnen Beſtimmungen bietet ſich 
den Behörden in den Motiven der Regierung, in den Berichten der 
Kommiſſionen der beiden Kammern und in den ſtenographiſchen Ver⸗ 
handlungen der letzteren das reichhaltigſte Material dar; mit deſſen 
Hülfe daher etwaige Zweifel über die Interpretation in der Regel 
leicht zu beſeitigen fein werden. Ich muß aber zugleich den erkennen⸗ 
den Behörden dringend empfehlen, dergleichen zweifelhafte Fragen, 
insbeſondere ſolche, welche auf die Prinzipien jener Geſetze ſich be⸗ 
ziehen, gleich bei ihrem erſten Vorkommen, wo möglich im verſam⸗ 
melten Kollegium in reiflichſte Erwägung zu nehmen, damit ein Wechſel 
in deren Entſcheidung ſo viel als thunlich vermieden werde. Zu glei. 
chem Zwecke werde ich auch Sorge tragen, Entſcheidungen ſolcher Fra⸗ 
gen in den höhern Inſtanzen ſofort zur Kenntniß der Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Behörden bringen zu laſſen. 


IV. Nachdem durch die neuen Geſetze, unter Aufhebung des Si⸗ 
ſtirungs⸗Geſetzes vom 9. Oktober 1848, die in Anſehung der Realla⸗ 
ſten zwiſchen den Berechtigten und Verpflichteten obwaltenden Rechts⸗ 
verhaͤltuiſſe jetzt definitiv geordnet und hierbei namentlich den Verpflich⸗ 
teten zur Abbürdung jener Laſten weſentliche Erleichterungen zugeſichert 
worden find, können die Verpflichteten aus der Lage der Geſetzgebung 
keinen Vorwand ferner entnehmen, ſich der Erfüllung ihrer Verbind⸗ 
lichkeiten gegen die Berechtigten zu entziehen. Wo dies daher aus die⸗ 
ſem oder irgend einem anderen Grunde bisher geſchehen iſt, wird fort⸗ 
an den Klagen und Exekutions⸗Anträgen der Berechtigten ſeitens der 
kompetenten Behörden überall wieder geſetzliche Folge zu geben und 
ſo auf die Wiederherſtellung eines geordneten Rechtszuſtandes mit allem 
Gruft hinzuwirken fein. 

Ich empfehle aber den Auseinanderſetzungs⸗Behörden, da, wo 
dergleichen Anträge der Berechtigten auf Beitreibung rückſtändig ver⸗ 
bliebener Abgaben oder Leiſtungen ihrem Reſſort anheimfallen, ſtets 
zugleich bemüht zu fein, gütliche Einigungen zwiſchen den Parteien 
zu vermitteln, weil ſonſt, bei ftrenger Verfolgung des Rechts, man⸗ 
cher Verpflichtete, der ſich unbeſonnenerweiſe durch die bisherigen Zeit⸗ 
verhältniſſe hat verleiten laſſen, mit ſeinen Leiſtungen für eine längere 
Dauer im Rückſtande zu bleiben, dem völligen Ruin, oft ſelbſt zum 
Nachtheil des Berechtigten, entgegengeführt werden würde. Die neuen 
Abloͤſungs⸗Geſetze bieten zu einer ſchonenden Behandlung ſolcher Vers 
pflichteten ein ſehr geeignetes Mittel dar, indem ſie vorſchreiben, 

daß Rückſtände, welche den doppelten Betrag der ermittel⸗ 
ten Jahresrente nicht überſteigen, durch Vermittelung der 
Rentenbank abgelöſt werden können, inſofern beide Theile 
hierüber einig ſind. g 
(efr. §. 99 des Ablöſungs⸗Geſetzes und §. 10 des Renten⸗ 
bank⸗Geſetzes.) ’ 
Auf die Herbeiführung ſolcher Einigungen wird daher von den Aus⸗ 
einanderſetzungs⸗Kommiſſarien möglichſt hinzuwirken fein. Da aber 
nach den 8 geſetzlichen Beſtimmungen höchſtens nur für 
zweijährige Rückſtände eine ſolche erleichternde Ablöſung zuläſſig iſt, 
jo werden diejenigen mit ihren Leiſtungen bisher ſäumig geweſenen 
Verpflichteten, welche jener Wohlthat der Geſetze ſich theilhaftig ma⸗ 
chen wollen, vor allen Dingen darauf bedacht fein müſſen, fortan 
wenigſtens ihre laufenden Abgaben und Leiſtungen an die Berechtig⸗ 
ten bis zur Ablöſung wieder prompt und unweigerlich abzuführen, da⸗ 
mit der Betrag der Rückſtände ſich ſo wenig als möglich über jenes 
Maß der Abloͤsbarkeit hinaus anhäufe. Hierauf die Verpflichteten 
durch Belehrung aufmerkſam zu machen, e nt nicht nur in deren 
eigenem Intereſſe, ſondern auch in dem der Berechtigten, und über⸗ 
haupt zur Wiederherſtellung eines geordneten Rechtszuſtandes von der 
größten Wichtigkeit, und weiſe ich daher die Auseinanderſetzungs⸗Be⸗ 
hörden an, dergleichen Belehrungen in geeigneter Form hauptſächlich 
in denjenigen Gegenden ihrer Bezirke ſchleunigſt zu veröffentlichen, in 
welchen die Verpflichteten in der letzteren Zeit ſich die Verweigerung 
der Abgaben und Leiſtungen zur Gewohnheit haben werden laſſen. 

Die hiernach erlaſſenen Bekanntmachungen ſind dem Miniſterium 
einzureichen. " 

Berlin, den 12. März 1850. 

Für den Miniſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage. (gez.) von Manteuffel. 


Berlin, den 21. März. Der Fürſt von Hatzfeld iſt nach 
Erfurt, Se. Excellenz der Wirkliche Geheime Rath, Graf von Re 
nard, nach Groß⸗Strelitz, und der General-Major und Komman⸗ 
deur der 9. Infanterie⸗Brigade, von Brandt, nach Erfurt abgereiſt. 
— Se. Excellenz der Ober⸗Burggraf im Königreich Preußen, von 
Brünneck, iſt, von Trebnitz kommend, nach Erfurt hier durchgereiſt. 


a Deutſchland. 

2 Berlin, den 20. März. Bis jetzt ift die Stadt äußerſt ruhig 
— ſchrieb ich Ihnen in meinem letzten Bericht vom 18. d. M. Das 
war vollkommene Wahrheit, wenn ſich auch vorausſehen ließ, daß 
trotz der Abmahnung der Hauptdemokraten und des polizeilichen Ver⸗ 
bots der Friedrichshain Beſucher anlocken, und daß es dann ohne 
einige kleinere Reibungen nicht abgehen würde. 

Solche Reibungen ſind denn auch am Spätnachmittage und am 
Abend vorgekommen. Die Conſtabler haben etwa hundert Perſonen 
artetirt, welche jedoch, weil fie ſich Widerſetzlichkeiten oder ähnliche 
Vergehen nicht hatten zu Schulden kommen laſſen, faſt ſämmtlich 
geſtern Vormittag wieder entlaſſen worden ſind. Ein Ereigniß hat in⸗ 
deſſen ſtattgefunden, das ſchwere Folgen hätte haben können. Aus 
alter, und täglich wachſender Abneigung gegen das Inſtitut der Schutz⸗ 
mannſchaft hatten ſich einige Leute, da das Bekränzen der Gräber ver⸗ 
hindert worden, Strohkränze gemacht, welche ſie aus Hohn in der 
Nähe des Thores mit ſich herumtrugen. Etliche dieſer Kränze wur⸗ 
den, nachdem ſie vorher in Brand geſteckt waren, fortgeworfen und 
einer oder zwei davon fielen unglücklicherweiſe auf die hölzernen Schup⸗ 
pen in einem Hofe nieder, jo daß, wären ſie nicht gleich verlöſcht, 
leicht Feuer hätte entſtehen können. Auch geſtern iſt es nicht ohne einige 
unruhige Auftritte abgegangen. Namentlich fand in der Breitenſtraße 
ein Auflauf ſtatt, weil dort an dem Brunnen, in welchem während der 
Revolutionsnacht eine Granate eingeſchlagen hatte, eine Kugel ange⸗ 
heftet worden war, unter der die Worte geſtanden haben ſollen: „An 
meine lieben Berliner!“ 

Dieſe kleinen Vorfälle abgerechnet, find die Märztage ruhig vor⸗ 
über gegangen, obwohl wir der Ruhe noch nicht ganz trauen dürfen, 
da die Demokraten, wie man ſagt, ſobald die polizeiliche Ueberwachung 
des Friedrichshains aufhört, ihrem früheren Plane gemäß, bezirks⸗ 
weiſe Blumenkränze zum Schmücken der Gräber hinausſchaffen wollen. 

Berlin, den 20. März. Die Conſtitutionelle Zeitung urtheilt 
über die, in der heutigen Zeitung unter Stuttgardt mitgetheilte 
Thronrede wie folgt: 


Wenn noch ein Zweifel darüber walten konnte, ob der Grundge⸗ 
danke des ſogenannten Vierkönig⸗Bundesbvertrags die Beſtimmung 
habe, zur That, zur Verwirklichung zu gelangen, — oder ob unter 
den deutſchen Großmächten, Preußen ausgenommen, noch eine den 
Einheitsſtaat aufrecht zu erhalten gedenke, — die Thronrede des Kö⸗ 
nigs von Württemberg muß hierüber alle Ungewißheit löſen. Das 
Syſtem, welches den König von Preußen mit der erblichen Reichsvor⸗ 
ſtandſchaft und dieſe mit den Hauptattributen der Gewalt bekleidet, 
— und das Syſtem, welches den deutſchen Einheitsſtaat für ein ge⸗ 
fährliches Traumbild erklärt, den Föͤderatioſtaat und die Selbſtſtän⸗ 
digkeit der deutſchen Stämme aufrecht erhält und in dem Bündniß vom 
26. Mai verwerfliche Zwecke und Leidenſchaften erkennt, — zwiſchen 
dieſen beiden Syſtemen iſt ein Austrag, ein der Zugeſtändniſſe fähiges 
Uebereinkommen vollkommen unmöglich. Mit derſelben männlichen 
Offenheit, — denn dieſe iſt dem königlichen Redner nachzurühmen, — 
müſſen wir es ausſprechen: das Foͤderativſyſtem hat dem Einheits⸗ 
ſtaat offen den Krieg erklärt. Nicht mehr handelt es ſich um eine 
Wahl zwiſchen einem Anſchluß an Preußen oder Oeſterreich, zwiſchen 
einer ſuͤddeutſchen oder nordiſchen Geſammtheit, zwiſchen der Hege⸗ 
monie und Trias. Württemberg, und ſicher im Einverſtändniß mit 
dem Kaiſer und den Königen, verwirft alle dieſe Formen, und ohne 
Rückhalt, — der Weg der Diplomatie iſt vorerſt abgeſchnitten. Die 
Sicherheit des Königs von Württemberg ruht nicht auf ſeiner tüchti⸗ 
gen Perſönlichkeit allein, nicht blos auf ſeiner Stellung ohne Ausweg 
gegenüber einer radikalen Kammer und einem durchwühlten Lande: 
er iſt offenbar der vorgeſchobene Poſten der noch ſchweigſamen Könige 
und mehr als eines drohenden Kaiſers. Sofort in den nächſten Ta⸗ 
gen hat Wilhelm J. die Fehde mit ſeinen Ständen vor ſich, vor Ab⸗ 
lauf einer Woche vielleicht hat er von ihnen an ſein Volk zu appelli⸗ 
ren, vielleicht ſelbſteigen und allein die Reviſion der Verfaſſung anzu⸗ 
ordnen. Einem Kampf von ſo wenig berechenbaren Folgen ſetzt man 
ſich nicht aus, ohne eines zuverläſſigen, eines zugeſagten Beiſtandes 
ſich verſichert zu haben. So tritt am Vorabend des Erfurter Reichs⸗ 
tages, an den zu glauben man ſo lange ſich geweigert, den zu verhin⸗ 
dern man vergeblich gehofft hat, für unſere Regierung, für ihre Ver⸗ 
bündeten, für dieſen Reichstag ſelbſt, in den Vordergrund der Beſtre⸗ 
bungen eine Aufgabe von ſchwerſter Verwickelung, von höchfter Ver⸗ 
antwortlichkeit! eine Aufgabe, die durch die Nichterledigung der Schles⸗ 
wig⸗Holſteinſchen wahrlich nicht erleichtert iſt. 17 
— Der König ift von feinem Fußleiden jetzt als hergeſtellt zu be⸗ 
trachten, da er bereits vorgeſtern wieder Spaziergänge zu Fuß durch 
den Charlottenburger Schloßgarten machte. TIEREN 
— Für den Erfurter Reichstag iſt auf Veranlaſſung des Ver⸗ 
waltungsraths von Hrn. Vollpracht nach dem Muſter der Geſchäfts⸗ 
ordnung für die hieſige 2. Kammer ein Reglement ausgearbeitet, das 
jedoch die wichtige neue Beſtimmung enthält, daß jeder Antrag ſchon 
nach 24 Stunden zum Beſchluß erhoben werden kann. 874 
Glatz den 14. März. (Schl. Ztg.) Geſtern marſchirte ein 
Erekutions⸗Commando von 100 Mann nach Camenz, wo den herr⸗ 
ſchaftlichen Dominien ſchon ſeit längerer Zeit hin und wieder die Ab⸗ 
gaben verweigert werden. Wie wir hören, hat ſich gleich nach dem 
Eintreffen der Mannſchaften Alles gefügt und werden dieſe daher wies 
der zurückkehren. 74 
Königsberg den 14. März. (Conſt. Ztg.) Das hieſige Ap⸗ 
pellationsgericht hat heute einen Kandidaten wegen „Blasphemie“ 
zu zwei Monaten Gefängniß verurtheilt. Der Angeklagte hatte näm⸗ 
lich in einer Reſtauration anſtößige Redensarten über Jeſus Chriſtus, 
fo wie über deſſen Mutter gemacht. — Die Dorfzeitung iſt heute 
wieder mit Beſchlag belegt worden. unnenee 
Erfurt den 15. März. (Conſt. Ztg.) Die herrannahende Er⸗ 
öffnung des Parlaments hat in der äußeren Phyſiognomie der Stadt 
bisher noch keine merkliche Veränderung hervorgerufen. Die Beſatzung 
iſt nur unerheblich vermehrt und beträgt wenig über 4000 Mann. 
Nach umlaufenden Gerüchten würden einige militairiſche Streitkräfte 
in dem weiteren Umkreiſe zuſammengezogen werden; bisher ſind auch 
hier noch keine näheren Dispofitionen getroffen. Die Zurüſtungen 
für den Empfang der Abgeordneten werden mit großem Eifer betrieben. 
Die Einrichtung einer Gasbeleuchtung, wie manches andere von hier 
Gemeldete, gehört ins Reich der Mythe. Der Ausbau der Auguſtiner⸗ 
kirche wird mit großem Aufwande von Kräften und Koſten fortgeführt 
Herr Baumeiſter Bürde hat bereits früher feinen Beruf bekundet. 
Es iſt nicht zu zweifeln, daß das Werk zur rechten Zeit beendet ſein 
wird. Die Ausſtattung iſt, nach Allem, was darüber zu erfahren iſt, 
eine ſehr glänzende. Der Zutritt ift Jedermann ſtreng verſagt. Man 
hat die Wohnungen in drei Klaſſen getheilt und den Preis der dritten 
theilweiſe bereits von 10 Thaler auf 8 Thaler ermäßigt. 180 von dem 
Comité offerirte Wohnungen find von Abgeordneten gemiethet; daſſelb 
wird bis zum 22. März in Thätigkeit bleiben. Man hat den Mini⸗ 
ſtern und mehreren Mitgliedern des Verwaltungsrathes freie Wohnun⸗ 
gen angeboten, es iſt dies jedoch nicht angenommen worden. Herr 
v. Radowitz hat neben einem Privatlogis noch eine Amtswohnung mit 
den nöthigen Zimmern gemiethet. Die polizeiliche Controlle bew 
ſich bisher in den gewöhnlichen Formen, ohne daß eine beſondere 
Strenge in Betreff der Legitimation der Fremden zu bemerken iſt. Es 
ift bisher nur erſt eine äußerſt geringe Zahl Abgeordneter hier einge⸗ 
troffen. Die Mitglieder des Verwaltungsrathes dagegen find ſämmt⸗ 
lich angelangt, und es wird die Eröffnung der Sitzungen im Regie⸗ 
rungsgebäude erwartet. 1 58 
Erfurt, den 18. März (Erf. 3.) Am 20. d. M. wird die feier⸗ 
liche Eröffnung der Sitzungen in beiden Parlamentshäuſern stattfinden 
und folgendermaßen eingeleitet werden. Der von allen Muſikern 
Deutſchlands hochgeehrte Erfurter Sängerbund wird um 8 Uhr Mor⸗ 
gens einen Umzug durch die Hauptſtraßen der Stadt halten und ſchließ⸗ 
lich von der Brüſtung des Domes herab einen Choral erſchallen laſſen. 
Um 9 Uhr wird die hiſtoriſch berühmte große Glocke des Domes zum 
Gottesdienſte laden, welcher um 10 Uhr für die Mitglieder evange⸗ 


liſcher Confeſſton in der Barfüßer⸗Kirche und für die Katholiken in 
der Anguftiners Kirche ſtatthaben ſoll. Die letztere Kirche wird von 
derjenigen, die gegenwärtig zum Sitzungsgebäude 7 iſt, durch 
den Beinamen Wigberti⸗Kirche unterſchieden. Nach dem Gottesdienſt 
e ſich ſaͤmmtliche Abgeordnete in das Negierumgsgebäude , wo⸗ 
ſelbſt der Verwaltungsrath die förmliche Eröffnung veranlaſſen wird. 
Ob unmittelbar nach dieſem Akt die Mitglieder beider Häufer ſich in 
ihre Lokale begeben werden, um unter dem Alterspräſidenten ſofort 
zur definitiven Konſtituirung zu ſchreiten, iſt noch ungewiß. Man er⸗ 
wartet eine desfallſige Inſtruktion von Seiten des Verwaltungsrathes. 
ünchen, den 15. März. Die „N. Münchner Ztg.“ theilt 
die Kollektionote mit, mit welcher die Geſandten Bayerns, Württem⸗ 
bergs und Sachſens den Höfen von Wien und Berlin die Ueberein⸗ 
kunft vom 27. Februar übergeben haben. Es heißt darin: 
I Die Reviſion der Deutſchen Bundes- Verfaſſung, welche durch 
die Bundesbeſchlüſſe vom 30. März und 7. April 1848 in Ausſicht 
geftellt wurde, iſt durch . 3 der Konvention vom 30. Septbr. 1549 
über die Bildung einer neuen proviſoriſchen Bundes⸗Central⸗Kommiſ⸗ 
ſion, der freien Vereinbarung der einzelnen Staaten überlaſſen wor⸗ 
den. Die, auf Grund jener Konvention, inzwiſchen ins Leben getre⸗ 
tene Bundes⸗Kommiſſion wird daher nicht in der Lage ſein, die 
nitiative in der Deutſchen Verfaſſungs⸗ Angelegenheit zu ergreifen. 
Indererjeit3 hat die Aufſtellung der von den Regierungen Preußen, 
achſen und Hannover unter dem 26. Mai v. J. vereinbarten Reichs⸗ 
Verfaſſung die dadurch angeſtrebte Einigung ſämmtlicher Deutſchen 
Staaten zu Begründung eines Deutſchen Bundesſtaates nicht herbei⸗ 
geführt. Unter dieſen Verhaͤltniſſen haben es die K. Regierungen 
von Bayern, Sachſen und Württemberg für ihre Pflicht ſowohl gegen 
ihre Lande, als gegen das Geſammt⸗Vaterland gehalten, ſich über 
einen Vorſchlag zur Ausführung der erwähnten Bundes⸗Beſchlüſſe zu 
einigen, welchen ſie gemeinſchaftlich zunächſt an die k. k. Oeſterreichi⸗ 
ſche und K. Preußiſche Regierung gelangen laſſen könnten. Sie ſind 
deshalb in vertrauliche Verhandlungen getreten, deren Ergebniß eine 
zu München am 27. Februar d. J. abgeſchloſſene und ſeitdem von den 
drei Königlichen Regierungen genehmigte Uebereinkunft iſt. Indem 
nun die Königl. Regierung den Unterzeichneten beauftragt 
hat, der (K. K, Oeſterreichiſchen) — (K. Preußiſchen) Regierung dieſe 
Uebereinkunft als den gemeinſchaftlichen Vorſchlag der drei Königlichen 
Regierungen vorzulegen, giebt ſie ſich der Hoffnung hin, das K. Ka⸗ 
binet werde darin das ernſtliche Beſtreben erblicken, eine Grundlage 
zur Löſung der Deutſchen Verfaſſungs⸗ Angelegenheit zu bieten und 
dieſen Vorſchlag nicht bloß in Erwägung ziehen, ſondern auch mit 
dem Königl. Preußiſchen (Oeſterreichiſchen) Kabinette und mit den 
übrigen Bundesregierungen, ſei es nun unmittelbar oder durch Ver⸗ 
mittelung der proviſoriſchen Bundeskommiſſion, welcher die drei K. 
Regierungen ihren Vorſchlag zur Kenntniß mitgetheilt haben, darüber 
in Verhandlung treten. Die drei K. Regierungen glauben insbeſon⸗ 
dere, daß die in dem Vorſchlage ſowohl für Oeſterreich als Preußen 
gebotene Moglichkeit des Beitrittes mit der Geſammtmonarchie geeignet 
it, die Hauptſchwierigkeiten zu beſeitigen, welche bisher der Verſtän⸗ 
digung zwiſchen dieſen beiden Staaten über die Bundes⸗Verfaſſung 
ugegenſtanden, und laden daher in dieſer Vorausſetzung die beiden 
Großmächte zu dieſem Beitritte ihrerſeits im Hinblicke auf Art. VI. 
der Wiener Schlußakte vom 15. Mai 1820 förmlich ein.“ 8 
— Nach einer heut in München eingegangenen telegraphiſchen 
Depeſche iſt die zuſtimmende Antwort des Kaiſerlichen Kabinets im 
Miniſterrathe zu Wien ſchon feſtgeſtellt, und hat auch bereits die 
Sanktion Sr. M. des Kaiſers erhalten, ſo daß ihr Eintreffen in den 
nächſten Tagen ſchon mit Sicherheit zu erwarten iſt. 


Stuttgart, den 15. März. (Nat. Z.) Heute wurde die Lan⸗ 
desverſammlung durch Se. Majeſtät den König mit folgender Throu⸗ 
rede eröffnet: 

„Meine Herren Abgeordneten! Die Lage von ganz Deutſchland 
und die inneren Verhältniſſe Würtembergs machen es Mir zur ſtreng⸗ 
ſten Pflicht, Mich mit der größten Offenheit auszuſprechen. Deutſch⸗ 
land hat ſeit den Märzereigniſſen des Jahres 1818 nicht aufgehört, 
der Spielball der Parteiſucht und des Ehrgeizes zu ſein. Der Deutſche 
Einheitsſtaat iſt ein Traumbild und das gefährlichſte aller Traum⸗ 
bilder, eben ſowohl unter dem Deutſchen, als unter dem Europäiſchen 

˖ punkte. Alle Wege, welche man nach dieſem verkehrten Ziele 
bereits eingeſchlagen hat und noch ferner einſchlagen möchte, werden 
immer nur zum Gegentheil, d. h. zur Spaltung und Auflöſung der 
Geſammtheit führen. Die wahre Stärke und Eintracht, die wahre 
Kultur und Freiheit der Nation beruhen im letzten Grunde auf der 
Erhaltung und Pflege der Eigenthümlichkeit und Selbſtſtändigkeit ihrer 
Hauptſtämme. Eine jede gewaltſame Verſchmelzung der letzteren, eine 
jede abſolute Unterordnung des einen Hauptſtammes unter den ande⸗ 
ren würde der Anfang unſerer inneren Auflöſung und das Grab un⸗ 
nationalen Exiſtenz ſein. Für die rechte, für die dauerhafte Einig⸗ 

keit unſeres Geſammtvaterlandes giebt es nur eine einzige politiſch⸗ 
mögliche und praktiſch⸗ durchführbare Verfaſſungsform, es iſt die fö⸗ 
derative. Glücklicherweiſe iſt dieſe Form einer weit größeren Stärke 
und Kraftentwickelung im Innern und nach Außen fähig, als die bis⸗ 
herige Bundesverfaſſung fie gewährte. Daß man dieſe Wahrheit zuerit 
in rt und nachmals in Berlin verkannte, hat die gegenwartige 
Spaltung und Verwirrung unſerer Zuſtände ganz allein herbeigeführt. 
Die unparteiiſche Geſchichte wird es einſt nicht verſchweigen, welche 
Zwecke und weſche Leidenſchaften das Bündniß vom 20. Mai geſtiftet 
haben. Die Gtöße und die Einigkeit der Nation haben nichts mit ihm 
gemein, auf die Voltsſompathieen kann es keinen Anſpruch machen; 
es iſt ein fünſtlicher Sonderbundverſuch, auf den politiſchen Selbſt⸗ 
mord der Geſammtheit berechnet, und eben deshalb in der Mitte von 
den drei größten Landmächten ohne Ausſicht auf Beſtand in den Ta⸗ 
gen der Gefahr. Die Durchführung dieſes Bündniſſes würde nicht zu 
vollbringen ſein, ohne einen offenen Bundesbruch und ohne eine wiſ⸗ 
ſentliche Verletzung jener feierlichen Traktate, worauf unſere Stellung 
und unſere Unabhängigkeit gegen Europa, jo wie das politiſche Gleich⸗ 
gewicht Europas überhaupt beruht. In richtiger Würdigung der Ge⸗ 
. Innern als nach Außen, zu welchen das Bündniß 
vom 26. Mai unausbleiblich führen müßte, wenn die Theilnehmer 
deſſelben auf ihm beharren würden, ſo wie insbeſondere, um Meiner⸗ 
ſeits, jo weit ich dies vermag, der Geſammtmnation das koſtbarſte 
Pfand ihrer Größe und künftigen Ruhe, Ich meine die Einigkeit aller 
ihrer Bruderſtämme, zu erhalten, habe Ich durch Mein Miniſterium 
mit den Regierungen von Baiern und Sachſen Verhandlungen zum 
Behuf einer Berſtändigung über einen Entwurf einer — das Ge⸗ 
ſammtvaterland begreifenden Verfaſſung angeknüpft. Ich habe die 
doppelte Genugthuung, Ihnen heute mittheilen zu können, daß dieſe 
Verhandlungen ihren beabſichtigten Zweck erreicht haben, und daß 
ſich die Regierung des Kaiſers von Oeſterreich mit dem Reſultat der⸗ 
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ſelben einverſtanden erklärt hat. — Sobald der Verfaſſungsentwurf 
der drei Königl. Regierungen zur Kenntniß des Königl. Preuß. Cabi⸗ 
nets und der anderen — an dem Bündniß vom 26. Mai bisher be⸗ 
theiligten Bundesregierungen gebracht fein wird, wird Mein Miniſte⸗ 
rium Ihnen die erforderliche Vorlage davon machen. Ich gebe mich 
gerne der Hoffnung hin, daß dieſer von uns unternonmmene Verſuch 
zur allgemeinen politiſchen und materiellen Einigkeit und zur Befriedi⸗ 
gung Ihrer gerechten und zeitgemäßen Anforderungen den don Mir 
lebhaft gewünſchten Erfolg haben möge. Was aber auch immer die 
Vorſehung in dieſer ſchweren Frage uns und unſeren Nachkommen 
beſchieden haben mag, Ich darf Mir das Zeugniß geben, daß Ich 
von jeher in der engſten Eintracht von Oeſterreich und Preußen die 
wahre Bedingung unſerer gemeinſchaftlichen Wohlfahrt und die einzige 
Burgſchaft unſeres inneren Friedens und unſerer nationalen Selbſt⸗ 
ſtändigteit erkannt und demgemäß in der gegenwärtigen Kriſe unſeres 
Geſammtoaterlaudes alle Meine Schritte, ſo wie diejenigen Meiner 
Regletung bemeſſen und eingerichtet habe. Was in den Stürmen un⸗ 
ſerer Zeit allein Kraft und Dauer und Heil gewährt, das iſt die Wah⸗ 
rung des alten Rechts, das iſt das Feſthalten an dem Poſitiven, an 
dem geſchichtlich Vorhandenen, welches ſich nicht abläugnen laßt und 
ſich immer wieder von Neuem geltend zu machen weiß. — Ich und 
die mit mit in der Frage verbundenen Regierungen, Wir wollen der 
Nation ihr Anrecht auf die Vertretung der Geſammtheit bewahren, 
Wir wollen keinen politiſchen Neubau mit der Zerreißung unſeres 
alten Rechtes, ſondern die zeitgemäße Neugeſtaltung des bisherigen 
Bundes; Wir wollen die gerechten Forderungen Preußens mit den 
Geſammtintereſſen Deutſchlands in Einklang bringen; Wir wollen 
aber unſere ee auf dem Altar des Vaterlandes nicht 
dieſet oder jener ſpezifiſchen Macht, ſondern nur allein der Geſammt⸗ 
heit zum Opfer bringen: Wir wollen weder Oeſterreicher noch Preu⸗ 
ßen, ſondern durch und mit Würtemberg ganz allein Deutſche ſein 
und bleiben. Meine Miniſter werden Ihnen zur Prüfung diejenigen 
Geſetzesentwürfe vorlegen, über welche eine Verabſchiedung im Inter⸗ 
eſſe des Landes vorzugsweiſe dringend erſcheint, beſonders empfehle 
Ich Ihrer ſorgfältigen Beachtung diejenigen Vorſchläge, welche die 
Bildung beider künftigen Kammern zum Gegenſtande haben. Ich 
halte in Uebereinſtimmung mit Meiner Regierung den Cenſus von un⸗ 
beweglichem und vom Kapitaleigenthum fir die allein zeitgemäße und 
einzig weſentliche Grundlage einer jeden berathenden Verſammlung, 
und Ich bin überzeugt, daß der Parteigeiſt oder das Vorurtheil nicht 
ferner das Grundeigenthum mit der Perſon feines Beſitzers abſichtlich 
verwechſeln werden, daß man es vielmehr immer allgemeiner erkennen 
wird, daß in der legitimen Vertretung des Beſitzes oder der Steuer⸗ 
pflicht, auf welchen beiden der materielle Staat beruht, eine der erſten 
Bürgſchaften aller geſetzlichen Ordnung zu ſuchen iſt. Sie wiſſen, Ich 
habe vor mehr als dreißig Jahren die Bahn der konſtitutionellen 
Staatsordnung zu einer Zeit betreten, als ein ſolches Unternehmen 
mit Schwierigkeiten und Gefahren aller Art im Innern und nach 
Außen verknüpft war. — Meine Regierung war nie weder eine abſo⸗ 
Inte noch reaktionäre. — Ich habe ſtets den Umſtänden und den Zei⸗ 
ten Rechnung getragen; und ſo oft neue Regeln der Führung anzu⸗ 
en 8 — zum Beſten des Gemeinwohls ‚Sinaufchlagen find, 
werden ch jedes y it und geneigt finden, die neuen ge⸗ 
Teljepatitgen a Bulfalgen Anl denen dense Wels zn beuten. > 
Allein, Ich ſage es Ihnen mit Meinem gewohnten Freimuth, fordern 
Sie von Mir keine Unmöglichkeiten, wie man ſolche ſeit zwei Jahren 
nur zu oft den Regierungen zum hoͤchſten Nachtheile des Volkes ab⸗ 
verlangt hat, fordern Sie nichts von Mir, was mit den unwan⸗ 
delbar konſtitutiven Wahrheiten der Geſellſchaft, wie fie ſich im Staate 
darſtellt, unvereinbar iſt; Ich würde es Ihnen, eingedent Meiner hoͤ⸗ 
heren Regentenpflichten, nicht bewilligen können. Es giebt noch etwas 
Höheres, als das geſchriebene konſtitutionelle Geſetz, es iſt das mora⸗ 
liſche Band der Geſellſchaft. Ich kenne Meine Pflicht in dieſer Bezie⸗ 
hung vollkommen! Ich werde nicht erlauben, daß die Anarchie das 
Steuer ergreift, und die Umſturzpartei, wenn fie ihr Haupt erhöbe, 
würde es nur allzubald erfahren, daß ſie in Würtemberg weder Wur⸗ 
zel, noch Kraft, noch Anhang hat.“ 


Frankreich. 

Paris, den 16. März. (Köln. Ztg.) Der heutige „Moniteur“ 
enthält ein von geſtern datirtes Dekret, wodurch der General-Proku⸗ 
rator am Apellhofe, Baroche, ſtatt des abgetretenen F. Barrot zum 
Miniſter des Innern ernannt wird. Der „Moniteur“ meldet ferner 
die Ernennung F. Barrot's zum Geſandten in Turin an Lucian Mu⸗ 
rats Stelle. Der „Conſtitutionnel“ theilt mit, daß Baroche als 
General⸗Prokurator durch Baze erſetzt werden ſolle; dieſet hat aber ans 
geblich abgelehnt und man nennt jetzt den General⸗Advokaten de Royer 
für den wichtigen Poſten, welchen ſeither Baroche bekleidete. — Paris 
iſt vollkommen ruhig. Es heißt, daß viele hieſige Regimenter zur Strafe 
für ihr ſocialiſtiſches Stimmen durch Regimenter aus den Provinzen 
erſetzt und nach entfernten Orten verlegt werden ſollen. Es fragt ſich 
ſehr, ob dieſe Taktik eine wohlberechnete wäre und nicht vielmehr das 
ſocialiſtiſche Element im Heere noch verſtärken würde. — Der „Con⸗ 
ſtitutionnel“ beſtätigt, daß vorgeſtern Changarnier, Molé, Thiers, 
Broglie, Montalembert, Berryer und St. Prieſt ins Elyfee beſchieden 
un 8 um über die gegenwärtige Sachlage ihre Anſicht auszuſpre⸗ 
chen. bilon Barrot war ebenfalls eingeladen, erſchien aber nicht; 
er hat ſeit feinem Rücktritte das Elyfee ncht mehr befucht. — Die An⸗ 
gabe einiger Journale, daß Thiers mit Entwerfung eines neuen Preß⸗ 
Geſetzes beauftragt ſei, erklärt der „Conſtitutionnel“ für falſch. — Kö⸗ 
nig Otto von Griechenland ſoll L. Napoleon in einem eigenhändigen 
Schreiben um ſeine Vermittelung und Hülfe angeſprochen haben. 

— Die National⸗Verſammlung bietet auch in ihrer heu⸗ 
tigen Sitzung noch einen ſehr belebten Anblick dar. Um Thiers und 
Montalembert hat ſich eine Gruppe gebildet, die eifrig zu diskutiren 
ſcheint. Baroche, der bereits am Miniſtertiſche Platz genommen hat, 
empfängt die Glückwünſche ſeiner Kollegen von der Majorität. Die Siz⸗ 
zung wird eröffnet mit einer Anfrage von St. Prieſt über den Stand 
der vorbereitenden Arbeiten zur Hypotheken⸗Reform, worauf der Juſtiz⸗ 
Miniſter Rouher im Namen der Regierung und de Vatimesnil im 
Namen der betreffenden Kommiſſion Erklärungen abgeben, aus de⸗ 
nen hervorgeht, daß die Geſetzentwürfe über die Hypotheken⸗Reform 
in einem Monate fertig ſein werden. — Der neue Miniſter des In⸗ 
nern, Baroche, beſteigt die Tribüne, um zwei Geſetzentwürfe zu de⸗ 
poniren. Die Spannung iſt einen Augenblick groß, weil man glaubt, 
es handele ſich um die angekündigten Preßgeſetze. Allein dieſe Erwar⸗ 
tung ſieht ſich bald getäuscht, da die Geſetzentwürfe lediglich lokale 
Angelegenheiten betreffen. Unterdeſſen find mehrere der neugewählten 
Repräſentanten, u. a. Dupont (de Buſſac), Carnot, Vidal und de 
Flotte, angekommen und haben auf den Bänten des Berges Platz ge- 
nommen. De Flotte wird mit großer Aufmerkſamkeit betrachtet. Es 


ſcheint große Verwunderung zu erregen, daß ſein Aeußeres weit ent⸗ 
fernt iſt, dem düſteren Bilde eines Juni⸗Inſurgenten, wie die Erzäh⸗ 
lungen der Juniſchlacht dieſelben ſchildern, zu entſprechen. Er iſt mit 
Sorgfalt gekleidet und ſein Benehmen iſt das eines feinen Weltmannes. 
Die neugewählten Repräſentanten werden von den Weitgliedern der 
Linken freundſchaftlich begrüßt. — Die Tagesordnung bringt die dritte 
Berathung über den neuen Poſtpertrag mit der Schweiz, der ohne De⸗ 
batten genehmigt wird. — F. de Laſteyrie interpellirt den Juſtizminiſter 
über die Abſichten der Regierung in Bezug auf einen Artikel in der 
„Aſſemblée Nationale“ von heute Morgen, worin eine Anzahl von 
Pariſer Kaufleuten, Fabrikanten u. ſ. w. mit ihren Adreſſen aufgeführt 
waren, damit Niemand mehr bei ihnen kaufen ſolle, weil ſie für die 
rothe Liſte votirt haben. Er ſieht in dieſem Artikel eine ſträfliche Auf⸗ 
reizung zum Haß der Staatsbürger gegen einander, und das in einem 
Augenblick, wo alle guten Staatsbürger von dem Bedürfniß der Ver⸗ 
ſöhnung durchdrungen ſein müſſen. (Letztere Worte erregen Murren 
und Widerſpruch auf der Rechten.) Der Juſtiz⸗Miniſter beginnt 
mit der Behauptung, daß die Pariſer Wahlen keinen Gedanken der 
Verſöhnung verrathen, was einen wüthenden Sturm und Unterbrechun⸗ 
gen auf der Linken erregt, wobei wir die Worte unterſcheiden: „Sie 
inſultiren das allgemeine Stimmrecht!“ Der Miniſter erklart, er re⸗ 
ſpektire das allgemeine Stimmrecht in ſeinem Ausdruck, allein er un⸗ 
terſuche es in ſeinen Urſachen und in ſeinen Folgen, und die Regie⸗ 
rung werde nicht von ihren Pflichten zurückweichen. (Lebhafter Beifall 
auf der Rechten.) Er beklage den in Rede ſtehenden Artikel, weil er 
das Wahlgeheimniß verletze; allein es beſtehe kein Geſetz für dieſes 
Vergehen, und ein anderes könne er darin nicht erkennen. Die benach⸗ 
theiligten Perſonen ſeien berechtigt, eine Privatklage darüber einzulei⸗ 
ten und auf Schadenerſatz zu klagen. (Ironiſches Gelächter links.) 
De Laſteyrie erinnert an die Verfolgung eines Journals, das unter 
der Conſtituirenden die reichſten Banquiers von Paris mit ihren Adreſ⸗ 
fen und ihrem Vermögensſtande dem Volke bezeichnet habe, und fragt 
ferner unter Erinnerung an die gerichtliche Verfolgung der „Voir de 
Peuple“ wegen eines verleumderiſchen Artikels gegen den Präſidenten 
der Republik und den Finanzminiſter Fould, worin mehr Aufreizung 
liege, in der Verleumdung eines Banquiers oder der namentlichen Be⸗ 
zeichnung einzelner Bürger wegen ihrer politiſchen Meinung? Der 
Miniſter des Innern, Baroche, wiederholt im Weſentlichen die Er⸗ 
klärungen ſeines Kollegen Rouher mit einigen Seitenhieben auf die 
Mipbräuche der Preßfreiheit überhaupt. Jules Favre tadelt ener⸗ 
giſch den Aufruf der „Aſſemblée Nationale“ und anderer konſervativer 
Blätter zum Haß und zur Rache gegen diejenigen, die für die ſociali⸗ 
ſtiſche Lifte votirt haben, und wirft der Rechten die ſpoͤttiſche Bemer⸗ 
kung hin, wie ſehr ſie über die Trefflichkeit und Weisheit des allge⸗ 
meinen Stimmrechts triumphirt haben würde, wenn es der Liſte der 
Wahlunion Recht gegeben hätte. Als er behauptet, die ſocialiſtiſche 
Liſte ſei eine Liſte der Verſoͤhnung, unterbricht ihn Ségur d' Agueſ⸗ 
ſeau mit den Worten: „Nein! man hat den Krieg votirt!“, wofür 
der Präſident ihn zur Orduung ruft. Favre hebt die Bedeutung von 
Paris für das ganze Land hervor, wird aber zuletzt durch den Ruf: 
Zur Tagesordnung! zur Unterbrechung ſeiner Rede veranlaßt. Die 
ganze Sache wird durch die einfache Tagesordnung beſeitigt. Man 
bemerkt, daß Cavaignac und de Lamoriciere dagegen votiren. Die 
Verſammlung trennt ſich um 6 Uhr in großer Aufregung. Die drei 
r waren waͤhrend der letzten Diskuſſion nicht an⸗ 
weſend. 

Paris, den 17. März. Abends 8 Uhr. (Telegraphiſche 
Depeſche.) Die heutige Nummer des Präſidial⸗Organs Napoleon 
fordert die Majorität zur Eintracht auf, da der Präſident der Repu⸗ 
blik entſchloſſen ſei, gemeinſchaftlich mit ihr den Socialismus mit 
Nachdruck zu bekämpfen. 


Großbritanien und Irland. 

London, den 15. März. Die National- Geſellſchaft zur Er⸗ 
werbung von freiem Grundbeſitz (National Freebold Land Soci- 
ely), auf welche Cobden ſeine Agitation für Ausdehnung des Stimm⸗ 
rechts baut, hat vor Kurzem ihren erſten Ankauf in Eaſt Surrey ge⸗ 
macht. Die von ihr erworbenen Ländereien ſind etwa 9 (engl.) Mei- 
len von London entfernt und bedecken ein Flächenraum von beinahe 60 
Acres. Die Kaufbedingungen ſollen ſehr günſtig für die Geſellſchaft 
ſein; viele der Landantheile werden, wie man glaubt, ihren zukünfti⸗ 
gen Beſitzern nicht höher als 30 Pf. St. zu ſtehen kommen. Durch 
dieſen Ankauf wird vielleicht ſchon binnen Kurzem die Zahl der Re⸗ 
formers in Eaſt Surrey um einige Hunderte vermehrt werden. 

In der Unterhaus⸗Sitzung vom 14. richtet Auſtey an Lord Pal⸗ 
merſton die Frage, ob es die Abſicht der Regierung Ihrer Majeſtät ſei, 
das unter Befehl des Admirals Sir William Parker ſtehende Ge⸗ 
ſchwader aus der Levante zurück zu ziehen, ehe die Donau⸗Fürſtenthü⸗ 
mer, dem Vertrage von Balta Liman gemäß, von ruſſiſchen Truppen 
geräumt ſeien. Palmerſton entgegnet, er könne nur wiederholen, was 
er bei früheren Gelegenheiten ausgeſprochen, nämlich, daß Rußland 
der tinkiſchen Regierung die Verſicherung ertheilt habe, die Zahl der 
ruſſiſchen Truppen in den Donau⸗Fürſtenthümern werde auf die durch 
den Vertrag von Balta Liman feſtgeſetzte Zahl reducirt werden, ſobald 
der Zuſtand der Wege es erlaube; er wiederholt nochmals, daß er 
nicht im geringſten an der Ausführung dieſes Vorhabens zweifle. Das 
briliſche Mittelmeer⸗Geſchwader habe jedoch mit dieſer Angelegenheit 
nicht im Geringſten etwas zu thun. (Gelächter.) Anſtey fragt, ob der 
edle Lord ſagen könne, wann ſich das Geſchwader aus den Gewäſſern 
von Athen entfernen werde. Palmerſton: Die Lage der Dinge in 
Athen erheiſche die Dienſte des Geſchwaders, und daſſelbe ſei dort be⸗ 
ſchäftigt; ſeine natürliche Station werde Malta fein, wenn der Dienſt, 
in dem es jetzt beſchäftigt, vorüber fein werde. (Gelächter.) Bankes 
fragt, ob die Blokade wirklich aufgehoben ſei. Palmerſton erklärt, ſein 
ehrenwerther Freund müſſe wiſſen, daß das, was man im eigentlichen 
Sinne des Wortes eine Blokade nenne, überhaupt in keinem griechi- 
ſchen Hafen angewandt worden ſei. Unter Blokade verſtehe man, 
wenn Schiffe, die entweder einem beſtimmten Lande oder neutralen 
Mächten angehörten, am Ein- und Auslaufen verhindert würden. Zu 
einer ſolchen Blokade ſei man im gegenwartigen Falle nicht geſchritten. 
Griechiſche Schiſſe ſeien allerdings verhindert worden, die Hafen zu 
verlaſſen; dieſe Maßregel ſei jedoch am I. d. Mts. durch einen Be⸗ 
fehl Sir W. Parkers eingeſtellt worden, in Folge einer von der Re⸗ 
gierung Ihrer Majeſtät ethaltenen Mittheilung, welche die Annahme 
der freundſchaftlichen Dienſte (good oftices) Frankreichs angekün⸗ 
digt habe. Bankes: Die Zwangsmaßregeln gegen griechiſche Schiffe 
find, alſo jetzt vorüber? Palmerſton: Ja. Hume fragt, ab die Zahl 
der weggenommenen Schiffe, wie es heiße, ſich auf 150 belaufe; 
Palmerſton entgegnet, nur etwa 50 Schiffe ſeien genommen worden, 
welche im Einklang mit den Grundſätzen des Völkerrechts als Pfand 
zurückgehalten würden. Hierauf kommt die Faktorei⸗Bill zur Erörte⸗ 


rung. Lord Aſhley erhebt ſich und bittet um Erlaubniß zur Einbrin⸗ 
gung einer Bill, ie die dice de Geſetzgebung hinſichtlich der 
„ und der Art der Arbeiten den Faktorei⸗Geſetzen gemäß 
erkläre. We 

Die Sache, ſagt der Redner, liege ſehr einfach. Das Geſetz 
von 1847, deſſen Grundlage das von 1841 ſei, ſetze zehn Stunden 

als Arbeitszeit in den Fabriken für Weiber und Uuerwachſene feſt. 
Es ſei dabei vorausgeſetzt geweſen, daß dieſe Arbeitszeit eine ununter⸗ 
brochene fein ſolle, wodurch Raſtſtunden und Ablöſungen unſtatthaft 
gemacht würden. Nachdem die Akte von 1847 durchgegangen, habe 
lich jedoch gezeigt, daß einige auf die Arbeitsdauer bezugliche Klauſeln 
nicht ſo beſtimmt gefaßt waren, wie man wohl hätte wünschen können. 
Die Folge davon ſeien Verwirrungen mancherlei Art und ſich wider⸗ 
ſprechende richterliche Entſcheidungen geweſen. Die Bemühungen der 
Inſpektoren, dieſem Syſteme Einhalt zu thun, ſeien ohne Erfolg ges 
blieben. Ju einem Falle, der vor den Gerichtshof der Schatzkammer 
(Court of Exchequer) gebracht worden ſei, habe der Richter erklärt, 
die Worte der Akte ſeien nicht beſtimmt genug, um die Durchführung 
deſſen zu bewirken, was nach der Anſicht des Gerichtshofes nothwen⸗ 
diger Weiſe die Abſicht der Geſetzgebung geweſen ſei. Lord Aſhley 
beruft ſich auf diejenigen, welche für die Zehnſtunden⸗Akte geſtimmt 
haben, indem er erklärt, der Zweck des Geſetzes ſei der geweſen, der 
jüngeren Klaſſe der Arbeiter Erholung zu verſchaffen und es ihnen 
möglich zu machen, für ihre Geſundheit und ihren Unterricht zu ſorgen. 
Das Ziel laſſe ſich bei dem Syſtem der Raſtſtunden und Ablöſungen, 
das eine Umgehung des Geſetzes leicht mache, nicht erreichen. Lord 
Aſhley geht hierauf näher auf die traurigen Wirkungen ein, welche 
dieſes Spſtem im Gegenſatze zu dem der beſchränkten Arbeitszeit auf 
den Arbeiter ausübe. Die Wahrſagungen der Gegner der Zehnſtun⸗ 
den⸗Akte hätten ſich durch den Erfolg als durchaus falſch erwieſen; 
Geſundheit, ſociales, moraliſches und intellektuelles Wohlſein der 
Arbeiter habe über ſein Erwarten zugenommen, und ſogar der Tage⸗ 
lohn ſei in einzelnen Fällen erhöht worden. Wenn die Geſetzgebung, 
während ſie die Erziehung des Volkes im Mund führe, ſich weigere, 
in einem Falle, wie der vorliegende, einzuſchrelten, jo werde man ihr 
den Vorwurf empörender Heuchelei machen. Der Redner appellirt 
zum Schluſſe im Namen des allmächtigen Gottes feierlich an die Ge⸗ 
rechtigkeit und Ehre des Parlaments zu Gunſten einer Sache, bei wel⸗ 
cher es ſich um das zeitliche und ewige Wohl von Tauſenden handle. 
Bright weiſ't darauf hin, daß es von der höchſten Bedeutung für 
den wohlthätigen Erfolg von Geſetzen dieſer Art fei, ſich die bereitwil⸗ 
lige Mitwirkung der Arbeitsgeber eben ſowohl, wie der Arbeiter zu 
ſichern. Ohne erſtere könne die Frage nie befriedigend erledigt werden, 
und ſie für den Plan zu gewinnen, habe man bis jetzt faſt ganz ver⸗ 
ſaͤumt. Lord Man ners hält dafür, daß ein Geſetz, welches von 
den Fabrikarbeitern als ihre Magna Charta angeſehen werde, in 
ſeinem vollen Umfange, ohne ein Kompromiß irgend welcher Art, feſt⸗ 
zuhalten ſei. Gleich entſchieden für den Antrag Aſhley ſpricht ſich 
W. J. For aus. Lord R. Grosvenor fühlt die Freude, welche er 
über deuſelben empfunden hat, etwas gedämpft durch die unſchlüſſige 
und zweifelhafte Art, mit welcher der Miniſter des Innern ihn auf⸗ 
genommen hat. Sir J. Graham geſteht gern zu, daß es bei dem 
Geſetze von 1844 entſchieden feine Abſicht geweſen ſei, das Ablöſungs⸗ 
und Raſt⸗Syſtem, in welcher Form es ſich aus zeigen möge, zu ver⸗ 
hindern. Nun ſcheine aber Lord Aſhley ſo weit gehen zu wollen, daß 
er verlange, die Maſchinen in den Fabriken ſollten überhaupt nicht 
länger als 10 Stunden am Tage arbeiten. Seine (Sir J. raham 's) 
Gefühle für die arbeitenden Klaſſen ſeien jo warm, wie immer; er ſei 
jedoch überzeugt, daß, wenn man das Geſetz in allen feinen Konſe⸗ 
quenzen durchführte, die Arbeiter keinen Vortheil davon haben und 
die Fabrikherren darunter leiden würden. Um konſequent und zugleich 
praktiſch gerecht zu ſein, würde es, wenn man das Geſetz ſo ſtrenge, 
wie es der Wunſch der arbeitenden Klaſſen zu jein ſcheine, durchführen 
wolle, nothwendig fein, die Maſchine ſelbſt zu reguliren. Nach eini⸗ 
gen Worten des Sberſten Thompſon und des Herrn Brown wird 
die Erlaubniß zur Einbringung der Bill ertheilt. 

Spanien. 

Madrid, den 11. März. Das Gerücht einer Miniſterkriſis er⸗ 
hält ſich, entbehrt aber aller Begründung. Narvpaez hatte geſtern eine 
Conferenz mit der Königin Chriſtine. General Cordova wird heute 
hier erwartet. Man ſagt, er wolle das Generalkapitanat von Ma⸗ 
drid nicht annehmen, ohne jedoch den Grund davon zu erwähnen. 

Locales zc. 
Schwurgerichts⸗Sitzung. e 

Poſen, den 20. März. Am geſtrigen Tage fand zunächſt die bes 
reits auf vorgeſtern angeſetzt geweſene Verhandlung gegen die verehel. 
Magdalena Krzyzynska aus Wreſchen, wegen verſuchten Ver⸗ 
wandtenmordes, ſtatt. Die Angeklagte, ein junges Weib von 26 Jah- 
ren, verheirathet an den Abdecker Krzyzynski, ſteht unter der furcht⸗ 
baren Anklage, verſucht zu haben, ihr eigenes, fünfjähriges Kind zu 
ermorden. Die Verhandlung läßt uns einen Entſetzen erregenden Blick 
in das Familienleben unſerer niederen Volksklaſſen thun, denn leider 
können wir nicht behaupten, daß der vorliegende Fall in ſeinen allge⸗ 
meinen Verhältniſſen ein ganz eigenthümlicher fei. Leichtſinnig offen⸗ 
bar war die Ehe zwiſchen Krzyzynski und der Angeklagten einge⸗ 
gangen worden, leichtſinnig wurde fie fortgeführt; der Ehemann gab 
ſich trotz feiner Ehe noch mit einem anderen Frauenzimmer ab, und der 
Verdacht bleibt nicht ausgeſchloſſen, daß auch die Frau nicht ſtreng 
die eheliche Treue hielt. Die Frau machte dem Manne ſtets Vorwürfe, 
daß er allen Erwerb jenem Frauenzimmer zuwende, und dieſer erwi⸗ 
derte dann mit den rohſten Brutalitäten. Frau und Kind darbten im 
Elend, und ſahen ſich noch oft dazu gezwungen, die Wohnung zu ver⸗ 
laſſen, um den Wuthausbrüchen des Mannes zu entgehen. So ſchil⸗ 
dert uns die Angeklagte ihr eheliches Verhältniß, die Zeugen beſtätigen 
es. Am 19. Juni 1818 hatte der Mann der Augeklagten ein rotziges 
Pferd geſchenkt erhalten, er hatte es jenem Frauenzimmer, welches 
als böſer Damon zwiſchen ihn und die Angeklagte getreten war, ge⸗ 
bracht. Als letztere ihm Vorwürfe darüber machte, begann er wieder 
mit Brutalitäten gegen ſie, und das arme Weib ſah ſich genöthigt, 
mit ihrem Kinde auf den Boden zu fliehen. Ihr Ehemann folgte ihr 
nach, da ergreift fie das Kind, und ruft ihm, der auf der zum Boden 
führenden Leiter noch ſteht, zu, daß ſie ſich genöthigt ſehe, ſich und 
das Kind umzubringen. Sie dreht eine weiße Schürze zuſammen, 
macht eine Schlinge und legt darein den Kopf des Kindes, um es an 
einem Querbalken aufzukuüpfen. Nun ſtürzt der Mann die Leiter 
hinab, und ruft die im Haufe wohnenden Leute zu Hülfe; die verehel. 
Rakowska erſcheint alsbald und nimmt von der Leiter aus wahr, 
wie das Kind an dem Balken, den Kopf in der Schlinge, hängt; in 
ihrer Beſtürzung eilt fie wieder zurück, ruft auf die Straße hinaus 
um Hilfe, und erſt die jetzt hinzugekommene verehel. Toczkiewicz 
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entreißt der Mutter das unglückliche Kind. Die Angeklagte beftreitet, 
daß 10 fe ſo weit f he das Kind an dem Balken auf⸗ 
gehängt; mit der Drohung, das Kind umzubringen, habe ſie nur den 
wüthenden Mann zurückſchrecken wollen, demnächſt habe fie das Kind 
umgekleidet, und in dem Augenblick, als die Leute herzugekommen, es 
nur hochgehalten, um ihm ein Hemdchen überzuwerfen. Die ꝛc. To ez⸗ 
kiewiez bekundet auch in der That, daß, als fie herzugekommen, die 
Angeklagte das Kind hoch in der Luft gehalten. Die Rakowska 
bleibt dagegen dabei, daß das Kind bereits aufgehängt geweſen und 
die Mutter nicht mehr bei demſelben geſtanden. Der ärztliche Befund 
des Kindes, zwei Tage nach der That aufgenommen, bietet keinerlei 
Anhalt für irgend eine Vermuthung. Nach einer auf ergreifende Weiſe 
an das Gefühl der Geſchwotenen appellirenden, die Nichtigkeit der 
Anklage darlegenden Rede des Vertheidigers, R.⸗A. Moritz, ziehen 
ſich die Geſchworenen zurück, kehren aber bald mit dem Ausſpruche: 
Nichtſchuldig wieder. N 

Am Nachmittage wurde die Verhandlung gegen die Angeklagten 
Alexander Olſzewski und Joſeph Cielebak aus Rogaſen, 
wegen vorſätzlicher Brandſtiftung, begonnen. Die Vertheidiger der 
Angeſchuldigten ſind R.⸗A. Douglas und J.⸗R. Zembſch. 


Am 14. Oktober v. J. hatten die beiden Angeklagten in der 


Schenke des Kaufmanns Michaelis Lewy zu Rogaſen Schnaps 
getrunken — dann Ereditirung, jedoch vergeblich, verlangt, und gegen 
den Lewy, der ſie hinauswerfen ließ, Drohungen ausgeſtoßen. Bald 
darauf ſtand eine außerhalb der Stadt gelegene Scheune des Lewy in 
vollen Flammen. Dies Fener war gleich bei'm Ausbruche von den 
Brüdern Cammin, welche in den der Scheune zunächſt gelegenen 
Häufern wohnen, bemerkt worden; gleichzeitig bemerkten fie aber auch, 
wie zwei Männer, die nur ein paar Schritte von der Scheune geſtan⸗ 
den, ſich in vollem Lauf nach verſchiedenen Seiten entfernten. Da fie 
in denſelben die Brandſtifter vermutheten, jo verfolgte Jeder Einen 
derſelben; die Ergriffenen waren Olſzewski und Cielebak. 

er Angeklagte Schuhmacher und Eigenthümer Olſzewski ift 
ein ſchmächtiger, elend ausſehender Mann, dem die Angſt, mit wel⸗ 
cher er dem Spruch der Geſchworenen entgegenſieht, auf dem Geſicht 
geſchrieben ſteht. Cielebak dagegen iſt eine herkuliſche Geſtalt, mit 
eutſchloſſenem Ausdruck des Geſichts. Er hat ſich ſchon wiederholent⸗ 
lich in Gefängniſſen und Zuchthaͤuſern herumgetrieben und dadurch 
eine gewiſſe Sicherheit und Routine im Auftreten vor Gericht erlangt: 
er bittet, ehe er ſpricht, jedes Mal erſt den Präſidenten um's Wort, 
inquirirt trotz einem Richter, und wo ein Zeuge eine angreifbare Stelle 
zeigt, da iſt er ſchnell zur Hand; wenn ein Zeuge wider ihn aus⸗ 
ſagt, ſo bricht er gegen denſelben in die gemeinſten Schimpfreden aus, 
fo daß der Präſident ihn öfter zu verwarnen genöthigt iſt. 

Der Angeklagte Olſzewski geſteht zu, daß er mit Cielebak nach 
jenem Auftritt bei Michaelis Lewy in verſchiedenen Läden Schwamm 
und Zündhölzchen gekauft, daß ſie dann zuſammen in die Nähe der 
Scheune gegangen; dann aber will er zurückgeblieben ſein, und zu 
feinem Schrecken geſehen haben, wie Cielebak die Zündhölzchen ꝛc. auf 
das Dach der Scheune geworfen. Er habe ſich nun eiligſt entfernt, 
ſei aber ergriffen worden. — Cielehak ſtellt dies in Abrede; er will 
ſich, nachdem er mit Olſzewski die erwähnten Einkäufe gemacht, von 
dieſem getrennt und bei der abgebrannten Scheune vorbei nach einem 
Dorfe ſich haben begeben wollen; unterwegs aber, als die Scheune 
aufgegangen, ſei er plotzlich von Ludwig Cammin überfallen und 
feſtgehalten worden. 

Die Beweisaufnahme läßt faſt keinen Zweifel an der Thaͤterſchaft 
der Angeklagten. Die Geſchworenen erklären daher beide Angeklagte 
der vorſätzlichen Brandſtiftung in gleichem Maaße ſchuldig. Der 
Gerichtshof verurtheilt hierauf, mit Rückſicht auf den verurſachten, 
690 Rthlr. betragenden Schaden, Cielebak zu 1 Jahr, Olſzew⸗ 
ski dagegen zu 3 Jahr 9 Monate Zuchthaus, beide aber zum Verluſt 
der National⸗Kokarde, und den Olſzewski zur Degradation vom Land⸗ 
wehr⸗Unteroffizier zum Gemeinen. 


Poſen, den 21. März Wiederum ſind wir in dem Fall, einer 
Unrichtigkeit in einer Correſpondenz der Breslauer Zeitung von hier, 
welche auch in die Voſſiſche übergegangen, entgegenzutreten. Der Cor⸗ 
reſpondent behauptet, wir würden uns künftig ohne deutſches Theater 
befinden, indem Hr. Vogt allen deutſchen Mitgliedern der Bühne ge⸗ 
kündigt und dagegen eine Krakauer polniſche Geſellſchaft engagirt 
habe. Wenn nun auch letzteres, ſo wie die erfolgte Kündigung als 
richtig beſtatigt werden muß, ſo haben wir doch von Herrn Vogt ſelbſt 
die Mittheilung erhalten, daß ein deutſches Luſtſpiel neben dem pols 
niſchen Theater beſtehen werde und bereits ein ſehr tüchtiger Komiker 
aus Berlin dafür gewonnen ſei. Hiezu kommt noch, daß, unſeres Wiſ— 
ſens, der Inhaber der Theater⸗Conceſſion für hieſigen Ort verbunden 
iſt, ein deutſches Schauſpiel zu halten, auch die Stadt darauf ſe⸗ 
hen würde, daß in dem, ihr zugehörigen Schauſpielhauſe deutſch 
geſpielt würde. Ob dagegen der für das Frühjahr bevorſtehende Um⸗ 
bau des Theatergebäudes eine gänzliche Unterbrechung der Vorſtellun⸗ 
gen mit ſich fuhren oder ob im Sommertheater geſpielt werden wird, 
darüber verlautet noch nichts Beſtimmtes. Für alle Fälle wollen wir 
unſere Stadtbehörden an den Bau, namentlich an die Heizbarmachung 
erinnern, damit wir künftigen Winter nicht wieder die Calamität er⸗ 
leben, das Haus einmal über das andere geſchloſſen, die Schauſpieler 
aber trotz der Aufopferung ihrer Geſundheit, dem Mangel Preis ges 
geben zu ſehen. 

Bromberg den 18. März. Unſere Stadt muß in den höhe- 
ren Kreiſen entweder als Straf- oder als Beſſerungs-Anſtalt betrach⸗ 
tet werden; denn ſchon wieder ſoll ein in dem Jahre 1848 ſtark kom⸗ 
promittirter Regierungs⸗Rath aus Düſſeldorf zu uns verſetzt werden. 
Wir haben nun bereits 3 derartige Beamte hier, auch ſoll der Regie⸗ 
rungsrath v. Merckel aus Liegnitz die Ausſicht haben, denſelben 
angereiht zu werden. Das Eintreffen des vorerwähnten Düſſeldorfer 
Raths ſoll übrigens ſehr fraglich ſein, da derſelbe ſich hier in ſeinem 
Gehalte verſchlechtert, zugleich aber ein vermögender Mann iſt, der 
den Abſchied dieſer Degradation vorzieht. Unſerem Regierungs⸗Col⸗ 
legio dürfte ſein Ausbleiben namentlich aus dem Grunde ſehr erwünſcht 
fein, weil er hier im Etat anderen Räthen vorgeſetzt werden und 
gerade vor demjenigen zu ſtehen kommen ſollte, der in den Märztagen 
hier durch ſeine Beredſamkeit viel dazu beigetragen hat, um ein Blut⸗ 
bad zwiſchen Deutſchen und Polen zu verhindern. Namentlich löſte 
ſich am 26. März das hier biſtehende polniſche Comité, welches an 
den Regierungspräſidenten das Erſuchen wegen Uebergabe aller öffent⸗ 
lichen Gebäude und Kaſſen geſtellt hatte, in Folge der von dem bezeich⸗ 
neten Herrn gehaltenen Rede auf. Ein ſolcher Einſchub in das Col⸗ 
legium dürfte übrigens auch wohl kaum von den höͤchſten Staatsbe⸗ 
hoͤrden beabſichtigt werden, da es vergeſſen hieße, daß Bromberg in 
dem Jahre 1848 der Brennpunkt der deutſchen Bewegung geweſen iſt, 
und dadurch dem Staate die Provinz erhalten hat. 


Bromberg den 19. März. Die Eiſenbahn⸗Erdarbeiten 
werden jetzt mit voller Kraft wieder aufgenommen; jedoch arbeiten jetzt 
in der Nähe unſerer Stadt vorläufig nur etwa 200 Mann, während 
früher auf der Strecke von hier nach Nakel etwa 500 Mann beſchäf⸗ 
tigt waren. Die Hauptthätigkeit wird in dieſem Jahre auf der Strecke 
von Natel bis Schneidemühl, naͤchſtdem aber am Schwarzwaſſer ent⸗ 
wickelt werden. Täglich kommen ſchon die im Winter in die Heimath 
entlaſſenen ſogenannten „verſchriebenen“ Arbeiter wieder an, um in 
ihre Stellen wieder einzutreten; ſie bringen aber nicht ſelten auch 
Brüder, Freunde und Bekannte mit, die ſehr häufig wieder zurückteh⸗ 
ren müſſen, da in dieſem Jabre nicht ſo viel Arbeiter gebraucht wer⸗ 
den, als im vorigen. Ueber die Annahme der Arbeiter ſind übrigens 
von der Direktion mit Zuſtimmung des Miniſterii neue Principien 
aufgeſtellt. Während nämlich früher die meiften Arbeiter, nament⸗ 
lich im Jahre 1848, aus Berlin entnommen wurden, kommt jetzt die 
Mehrzahl aus den Provinzen und zwar beſonders aus Schleſien, fer⸗ 
ner aus dem Stettiner, Frankfurter und Magdeburger Regierungsbe⸗ 
zirk, da ſich immer deutlicher herausgeſtellt hat, daß die Berliner Ar⸗ 
beiter die faulſten, bequemſten und oppoſitionsſüchtigſten ſind. Auch 
der letzte große Krawall in der Nähe der Stadt Schwetz iſt beſonders 
durch Berliner Arbeiter veranlaßt worden. Ueber die Arbeiter aus der 
hieſigen Gegend hat unſere Regierung vom Herrn Minifter für Han⸗ 
del und Gewerbe die Verfugung erwirkt, daß aus dem jedesmaligen 
Kreiſe, durch welchen die Eiſenbahn geht, 50 Arbeitet genommen 
werden dürfen, während früher die biefigen Arbeiter gar nicht be⸗ 
ruckſichtigt und ſtets wegen Ueberfluſſes an Arbeitskräften zurückge⸗ 
wieſen wurden. „n 


Muſterung polniſcher Zeitungen. 


Der Dziennik polski bringt in Nr. 62 den wörtlichen Abdruck 
eines Aufrufes an die Landleute von „einem Bauernfreund,“ in Stet⸗ 
tin gedruckt bei R. Graßmann, vom 14. Febr. d. J., deſſen Inhalt 
auch für das deutſche Publikum nicht ohne Intereſſe fein dürfte. Wir 
geben ihn daher im Weſentlichen kurz wieder. „Am 6. d. M., am 
erſten Mittwoch nach dem Feſte der Reinigung der Mutter Gottes, 
haben Se. Maj. der König, die Miniſter und die Deputirten beider 
Kammern den Eid auf die Verfaſſung geſchworen. Aber 14 von 
Euren Abgeordneten haben dieſen Eid verweigert! Sie haben ihr 
Mandat niedergelegt und Berlin verlaſſen, ſo daß Ihr gegenwärtig 
ohne Vertretung ſeid, was um ſo nachtheiliger für Euch ſein dürfte, 
da die gerade für Euch wichtigſten Geſetze „über die Rentenablöſung“ 
und „über die Gemeindeordnung“ noch nicht berathen ſind. Sie ha⸗ 
ben den Eid deßhalb verweigert, weil dem Großherzogthum Poſen 
keine beſonderen Rechte in der Verfaſſung eingeräumt find, Ihr viel⸗ 
mehr dieſelben Rechte und Freiheiten haben ſollt, wie die übrigen 
Preußiſchen Unterthanen, wie die Bauern in Brandenburg, Pommern 
und Schleſien. Und iſt das nicht Euer allet Wunſch? Habt Ihr 
ſie darum nicht nach Berlin geſchickt? Und ſollten Sie nicht dahin 
wirken, daß Eure Abgaben verringert, die Rechtspflege vereinfacht und 
wohlfeiler gemacht, Schulen angelegt, die Landstraßen verbeſſert und 
Euer Wohlſtand dadurch gehoben würde? Aber dafür haben ſie nichts 
gethan. Es kam ihnen nur darauf an, für ſogenannte gute Patrio⸗ 
ten zu gelten; aber das bedenken fie nicht, daß der nur ein guter Pa⸗ 
triot und Chriſt iſt, der das Volk zur Ruhe und zum Wohlſtande führt, 
und ſelbſt ein Muſter aller bürgerlichen Tugenden iſt. Sie ler 
Polen wahrlich nicht wieder herſtellen, ſondern uns nur ins Verderben 
ſtürzen. Wählet darum künftig beſſere Abgeordnete! Wählet Män⸗ 
ner, denen Euer Wohl am Herzen liegt, die keine Luftſchlöſſer bauen, 
und ſich nicht von jedem Wind der Lehre hin und her bewegen laſſen, wie die 
Schrift jagt. Und damit Ihr, Brüder, mir nicht den Vorwurf machen 
koͤnnet, daß ich Euch ohne Grund zur Dankbarkeit gegen den König 
und Seine Regierung auffordere, will ich Euch nachweiſen, wie viel 
Schulen Kunſtſtraßen und Wirthſchafts⸗-Inventarien Ihr in jenen 
Zeiten hattet, welche die Liga Euch durchaus zurückführen will, und 
wie viel Ihr heute unter dem Schutze der Preußiſchen Regierung habt, 
1 Ihr erſehen werdet, wie ſehr Eure Lage ſich ſeitdem verbeſ⸗ 
ſert hat. 

Vor der Preußiſchen Beſitznahme, d. h. vor dem Jahre 1816, 
gab es im Poſenſchen nur 790 Landſchulen, 884 Lehrer und 31,000 
Kinder, welche die Schule beſuchten. Gegenwärtig giebt es 200,000 
Kinder, welche die Landſchulen beſuchen, 2,044 Lehrer und 1,885 
Schulen. 855 
An Kunſtſtraßen war damals nicht zu denken, während die Länge 
ſaͤmmtlicher Chauſſéen gegenwärtig bereits 100 Meilen beträgt. Und 
die Eiſenbahn nach Stettin und Berlin und in der nächſten Zukunft 
von Poſen nach Breslau, Ihr habt fie doch auch nur dem Könige zu 
verdanken, nicht den Poſener Pflaſtertretern. Im Jahre 1816 hattet 
Ihr 74,000 Pferde, 272,000 Stück Rindvieh, 796,000 Schafe. Se 
genwärtig beſitzt Ihr 230,000 Pferde, unter ihnen viele der edelſten 
Rage, nicht ſolche Klepper, wie früher, die man mit einem Sacke 
todt ſchlagen konnte; über 600,000 Stück Rindvieh, 3 Mill. Schafe, 
größtentheils veredelte. 3 

Dieſem Nachweis gegenüber wird Euch der Wielkopolanin oder 
ein ähnlicher Freund des Königs ſagen: „Das Inventarium abt Ihr 
ſelber aufgezogen, und zur Anlegung von Schulen und Kunſtſtraßen 
müßt Ihr ſchwere Abgaben zahlen.“ Wohl habt Ihr Abgaben, und 
Ihr werdet noch größere zahlen müſſen, wenn die Herren der Liga 
und die Demokraten nicht aufhören, den Arbeiter aufzuwiegeln, un 
dadurch die Regierung zu zwingen, große Heere zuſammenzuziehen und 
koſtſpielige Feſtungen zu bauen. Die Abgaben, die Ihr bezahlt, ver⸗ 
wendet die Regierung nur zu Eurem Beſten; ihr nur verdaut Ihe 
den langjährigen Frieden und Euren Wohlſtand; fie hat es bewirkt, 
daß Euer Inventarium nicht aufgerieben wird durch Frohndienſte 
ſchlechte Wege; fie hat es angeordnet, daß die gnädigen Herren von 
Eurer Ernte den Zehnten nicht wegnehmen dürfen. L 

Der Regierung ſeid Ihr darum Dank und Vertrauen ſchuldig, 
nicht aber denen, die durch ihre Aufwiegelungen Unheil und Verderben 
über Euch bringen wollen, die nur für ihr Wohl ſorgen, nicht für 
das Eurige; denn vor Jahren mußtet Ihr Euer Geld und Euren 
Schweiß ihnen geben, aber nicht zu Eurem Beſten, ſondern für ſie, 
die, wie die Schrift ſagt, die Wahrheit Gottes in Lüge verbeſſern.“ 

Der Dziennik bemerkt über dieſen Aufruf: „Wir wollen nicht 
annehmen, wiewohl es uns verſichert worden iſt, daß der Dur ad 
die Verbreitung ſolcher Schriften von den Landräthen ausgehe. Es 
wäre ſehr traurig, wenn es wahr wäre, daß die Behörden 180 
Mitteln griffen. In jedem Vote muß die Liebe zum Vaterlande und 
zur Nationalität, die Achtung vor der Wahrheit die unantaſtbare 
Grundlage der Moral bilden. Behörden, welche dieſe Grundlage un⸗ 
terwühlen, und Männer, die ſich dem Vaterlande weihen, als Volks⸗ 


verführer darſtellen, graben ſich ſelbſt ihr Grab. Wir haben ſo viel 
Vertrauen zu der geſunden Vernunft und zum rechtlichen Sinne un⸗ 
ſerer Bevölkerung, daß fie ſich durch ſolche Künſte nicht wird irre füh⸗ 
ren laſſen.“ 

Der Dziennik meldet in Nr. 66, daß die Montagsnummer des 
Wochenblattes „Krzyz a Miecz,“ (Kreuz und Schwert), jedoch erft 
nach Ausgabe derſelben, von der Polizei mit Beſchlag belegt worden ſei. 

Die Gazeta polska ergeht ſich in Nr. 66 in höchſt wehmüthi⸗ 
gen Betrachtungen über das leibliche und geiſtige Verderben der arbei⸗ 
tenden Volksklaſſe Poſens, das bei Gelegenheit der Ueberſchwemmung 
recht offen zu Tage gekommen ſei. Es ſei die höchſte Zeit, um den 
Ruin der Geſellſchaft abzuhalten, Samariter⸗Barmherzigkeit an dieſen 
Unglücklichen zu üben und fie aus dem Abgrunde des Verderbens zu 
retten. Sie ſchlägt zu dieſem Zwecke als das beſte Mittel die Errich⸗ 
tung von Häuſern vor, in denen mehrere Familien für einen geringen 
Preis zuſammen wohnen und gemeinſchaftliche Feuerung, Licht, Wäſche 
und Bäder haben können. Sie weiſt auf das Beiſpiel Englands hin, 
wo ſolche Einrichtungen ſchon in mehreren Städten mit dem beſten Er⸗ 
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folge getroffen feien. Zwar ſei dieſer Gedanke unter den Polen nicht 
neu, man hege ihn ſchon längſt, aber es fehle an Fonds zur Ausfüh⸗ 
rung deſſelben. Doch könnten dieſe leicht beſchafft werden, wenn die 
ganze Provinz ſich daran betheilige, und dieſe werde und müſſe ſich be⸗ 
theiligen, ſobald ſie erkenne, wie wichtig es gerade für ſie ſei, daß das 
polniſche Element in der Hauptſtadt Poſen immer mehr Zuwachs 
erhalte. 


Verantw. Redakteur: C. C. H. Violet. 


Angekommene Fremde. 

Vom 21. März. 

Lauk's Hötel de Röme: Nittergutsb. Baron v. Hertefeld a. Berlin; 

Nechtsanw. Schultz a. Grätz; die Wirthſch.-Inſp. Flesburg a. Lo⸗ 

pienno u. Swielerski a. Murka; Kfm. Heyne a. Berlin. 

Hotel de Baviere: Frau Gutsb. Gräfin Keſzycka a. Bkodziſzewo; die 

Gutsb. v. Lubienski a. Polen u. Graf Lacki a. Slachczuyn! Dr. jur. 

v. Zielonacki a. Breslau; Kreisrichter Janicki a. Grätz; Kfm 
Behm a. Breslau. 4 

Bazar: Die Gutsb. Moraczewski a. Kotowiecka; L. Karczewski a. Kempa; 


W. Kwilecki a. Kobelnik u. E. Taczanowski a. Zoryn; Frau Gutsb. 
E. Koſinska a. Targowa Göorka. 5 
Schwarzer Adler: Prakt. Arzt Kusner u. Diſtr.-Cammiſſ. v. Czamanski 
a. Kriewen. 
Hötel de Vienne: Gutsb. Graf Poninski a. Wreſchen; Gentleman 

Berlinowski a. Chodzieſen. 

Motel de Dresde: Landrath v. Neichmeiſter a. Obornik. 

Hötel à la ville de Rome: Gen.-Bevollm. Szmidt u. Gutsp. Malo- 
ſzewski a. Neudorf; Gutsb. Szczaniecki a. Grätz; Dekan Las- 
kowski a. Rogafen. 

Hotel de Berlin: Gutsb. Trapezynski a. Gora; Zimmermſt. K. Ga 
brielski a. Luboſtron; Gutsb.⸗Sohn v. Nzepecki a. Niewiadom; 
Aktuarius Winter a. Wagrowiec; Student Bernerd a. Samter; 
Gaſtw. Oehmig a. Drieſen. 2 

Hötel de Paris: Die Kaufl. Makowski a. Jaraczewo u. L. Sauer a. 
Jarocjyn; Gutsb. F. Nadonski a Dominowo. 

Im W Die Kauft. Saloſzynski a. Schwerin a. W. u. Cohn 
a. eſchen. 

Drei Lilien: Seilermſt. Behrens a. Nogaſen; Gutsb Guſtav a. Ka⸗ 
palice; Wirthſch.⸗Verw. Maciejewski a. Szroezyn. 

Zum Schwan: im. Lißner 9 Neustadt a W EN 

Druck und Verlag von W. Decker K Comp. in Poſen. 


Stadt⸗Theater in Poſen. 

Heute Freitag den 22. März: Zum Benefiz des 

aͤulein Marie Clauſius: Ouverture aus der 

per „Figaro's Hochzeit“. Arie aus der Oper 
„Figaro's Hochzeit“, geſungen von Frl. Joniſch. 
Arie aus der Oper „Der Wildſchütz“, geſungen von 
Hrn. Tietze. Hierauf: Mein Mann geht aus! 
Luſtſpiel in 2 Akten. Zum Schluß: Marie, Mar 
und Michel; Oper in 1 Akt. („Michel“ — Herr 
Herrmann.) 


Einem hochverehrten Publikum und Allen, welche 
bei meinem vorjährigen Unglück ſo freundlich und 
wohlwollend Antheil nahmen, zeige ich hiermit ganz 
ergebenſt an, daß das mir damals von dem Herrn 
Direktor Vogt bewilligte Benefiz heute ftatt finden 
wird und lade ich zur freundlichen Theilnahme hier⸗ 
mit ganz gehorſamſt ein. Maria Clauſius. 

Poſen, den 22. März 1850. 


Für die Wittwe des zu Wronke im Waſſer ver⸗ 
unglückten Arbeitsmannes ſind noch eingegangen: 
von Antonie W. geb. Hd. 2 Rthlr. Zuſammen 6 
Rthlr. 20 Sgr., welche wir heute nach Wronke beför⸗ 
dert haben. 

Poſen, den 21. März 1850. 
Die Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Comp. 


Bei dem Comite find für die Ueberſchwemmten fer⸗ 
ner eingegangen: vom Magiſtrat in Frauſtadt (Bei⸗ 
trãge) Rthlr. 16 Sgr. 8 Pf.; desgl. Gneſen 
desgl. 54 Rthlr. 3 Sgr.; vom Diſtrikts⸗Commiſſa⸗ 
rius in Rawiez desgl. 35 Rthlr. 22 Sgr. 8 Pf.; 
vom Poſt⸗Comptoir in Moſchin 21 Sgr.; vom Land⸗ 
rath in Krotoſchin, Beiträge aus dem dortigen Be⸗ 
zirk 25 Rthlr.; von demſelben Kollekte des Paſtors 
Schönweder 2 Rthlr. 7 Sgr. 7 Pf.; vom Magiſtrat 
in Jutroſchin, Kollekte, 2 Rthlr. 22 Sgr. 5 Pf. 

In Summa bis jetzt 4795 Rtlr. 28 Sgr. 3 Pf. 


Schluß bericht. 

Für die im Däniſchen Kriege des vor. J. verwun⸗ 
deten Poſener Landwehrmänner und für die Fami⸗ 
lien der Gebliebenen, waren bis zum 22 Auguſt pr. 
(ef. Poſ. Ztg. 1849 No. 116. 120. 127. 137. 150. 
177. 194. eingegangen: 390 Rtlr. 133 ſgr., 

Dazu kamen 80) Geſchenk der Humanitäts⸗Ge⸗ 
ſellſchaft in Poſen aus dem Verkauf von Schriften 
60 Rtlr., 81) von N. N. 14 ſgr.: Ganze Einnah⸗ 
me N I 450 Rtlr. 15 far. 

Ausgabe: 1) Für Ueberſetzung unſeres erſten 
Aufrufs (Poſ. Ztg. 1849. No. 116.) ins Polniſche 
15 fgr., 2) an 5 Wittwen (a 26, 35, und dreimal 
40 Rılr.) = 181 Rthlr., 3) an 6 mehr oder wer 
niger invalide Gewordene (à 15, 30, 35, 38, 45 u. 
63 Rtlr.) = 226 Rtlr., 4) an 5 leichter Verwun⸗ 
dete (A 5, 8 und Zmal 10 Rtlr.) — 43 gthlr. 

Alſo ganze Ausgabe 450 Rthlr. 15 far. 
Nachdem ſonach unſere Arbeit beendet iſt, ſprechen 
wir ſchließlich unſeren herzlichen Dank aus gegen 
alle Geber, ſo wie auch gegen die Expedition der 
Poſener Zeitung, welche unſere Anzeigen ſämmtlich 
8 aufgenommen hat, und bemerken zugleich, 

aß die vollſtändigen Beläge über Einnahme und 
Ausgabe, ſo wie die ganze in dieſer Sache geführte 
Correſpondenz bei uns zu beliebiger Einſicht offen 
liegen. Poſen, den 20. März 1850. 
Die Unterſtützungs⸗Commiſſion: 
Krieg. Nieſe. Bork. 
Zeug⸗Lieutenant. Mil.⸗Oberpred. Div. Prediger. 


Die Norddeutsche Zeitung 
für 
Politik, Handel und Gewerbe 


vertritt die Entwickelung der constitutionel- 
len Freiheit auf dem gesetzwässigen Boden 
der Verfassung und das Princip des Freihan- 
dels, wie auch der freien organischen Ent- 
wiekelung der Gewerbe. In ihrem handels- 
11 Theile liefert sie Jandwirthschaft- 
iche Mittheilungen, Handelsberichte, nament. 
lich Getreide- und Spiritus-Berichte, aus- 
führliche Schiffslisten und Schiffsnachrichten, 
Durch vielseitige direkte Verbindungen ist 
‚die Redaktion in den Stand gesetzt, die Nach- 
richten auf das frühzeitigste zu liefern. 
Dieselbe erscheint in „Stettin“, täglich 
zweimal, mit Ausnahme der Sonn- und ersten 
Festtage, und kostet vierteljährlich bei 


allen deutschen Postämtern 2 Thlr , und ohne 
das Handelsblatt 1 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. 

Mit der Zeitung verbunden ist der „Allge- 
meine Anzeiger für Stettin und die Provinz 
Pommern“, der nicht allein jedem Exemplar 
der Zeitung beigegeben, sondern ausserdem 
noch in 3500 Exemplaren hier und in der Um 
gegend verbreitet wird. — Die Insertions- 
Gebühren werden im „Allgemeinen Anzeiger“ 
für den Raum einer Petitzeile mit 6 Pf. be- 
rechnet, welcher billige Preis bei der grossen 
Verbreitung denselben sehr zu Inseraten em- 
pfehlen dürfte. 


Nothwendiger Verkauf. 

Das in der Feldmark Inowraclaw belegene, 
zur Ludwig v. Tucholka' ſchen erbſchaftlichen Li⸗ 
quidationsmaſſe gehörige Erbpachtsvorwerk Kruck 
sub. No. 3., unter Kapitaliſation zu 5 Procent ab⸗ 
geſchaͤtzt auf 3020 Thlr. 16 Sgr. 8 Pf. zufolge der 
nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen in der Re⸗ 
giſtratur einzuſehenden Taxe ſoll am 

29. Mai 1850 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Alle unbekannten Realprätendenten werden auf⸗ 
geboten, ſich bei Vermeidung der Präcluſion ſpäte⸗ 
ſteus in dieſem Termine zu melden. 

Inowraclaw, den 6. Februar 1850. 

Königl. Kreis-Gericht, J. Abtheilung. 


Bekanntmachung. 

Die Anfuhr von Bau- Materialien für den hieſi⸗ 
gen Feſtunge⸗Ban vom 1. April 1850 bis 1. April 
1851 ſoll im Wege der ſchriftlichen Submiſſion an 
die Mindeſtfordernden ausgethan werden. 

Die Submiſſionen ſind bis Mittwoch den 27. 
März 1850 9 Uhr Vormittags, verſiegelt 
unter Vermerk des Inhalts auf der Adreſſe, im 
Bureau der Feſtungsbau-Direktion, woſelbſt auch 
die Data und Bedingungen, auf welche die Sub⸗ 
miſſionen zu begründen ſind, vom 19. d. Mts. ab, 
ausliegen und eingeſehen werden konnen, einzu⸗ 
reichen. 

Die Eröffnung der eingehenden Submiſſionen, jo 
wie die weitere Unterhandlung, wird demnächſt am 
27. Marz e. früh 9 Uhr ebendaſelbſt ſtattfinden. 

Poſen, den 19. März 1850. 


Gegenſeitigkeit begründet wurde, nimmt Verſiche⸗ 


rungen von Ausſtattungen von 100 — 500 Rthlr. 
an und zahlt außerdem an Mitglieder zur Confir⸗ 


mation, ſowie für diejenigen Perſonen, welche ein 


Handwerk erlernen, nach überſtandener Lehrzeit eine 
Unterſtützung. 

Der Verein hat am 1. Juli 1849 in der Art 
ſeine Thätigkeit begonnen, daß er bereits nach einem 
einjährigen Beſtehen im Laufe des vergangenen hal⸗ 
ben Jahres 26 Mitglieder theils bei Verheirathun⸗ 
gen, theils bei Begründung eines bürgerlichen Ge⸗ 
ſchafts ausſtattete; auch wurden für 2 Mitglieder 
Sterbegelder gezahlt. 

Der Verein zählt bereits 2000 Mitglieder und 
beſitzt mit Abſchluß des Jahres 1849 ein Vermögen 
von 3731 Rthlr. 6 Sgr., und iſt mit Zuverſicht zu 
erwarten, daß mit Abſchluß des Jahres 1850 ein 
jehr erfreuliches Reſultat veröffentlicht werden kann. 

In den Verein werden weibliche und männliche 
Perſonen, welche das 24. Lebensjahr noch nicht 
überſchritten, aufgenommen, und find, um Aus⸗ 
wärtigen den Beitritt zu erleichtern, in verſchiedenen 
Städten Agenturen errichtet, bei welchem, in Po⸗ 
fen bei Hrn. Sommer, alten Markt No. 85., Sta⸗ 
tuten zur Einſicht ausgelegt, auch Auszüge aus den⸗ 
ſelben gratis vertheilt werden 

In Städten, wo noch keine Agenturen beſtehen, 
können ſolche noch errichtet werden, und nimmt der 
Vorſtand Meldungen jeder Zeit dazu entgegen. 

Spandow, den 5. März 1850. 

Der Vorſtand des Confirmanden⸗ u. Hei⸗ 
raths⸗Ausſtattungs- Vereins für beider⸗ 
lei Geſchlechter. 
Deutsche 


Betriebs-Kapitals- 


und 


Aussteuer - Anstalt 
für 
den Handels- und Handwer- 
kerstand. 
Anmeldungen zur Aufnahme, von Mitglie- 
dern, Behufs Erwerbung von Betriebs- oder 
Aussteuer-Kapitalien, im Betrage von 


100 Thlr. 


bis zu 


10.000 Thaler 


werden angenommen, sowie auch das Statut 


„J. T. Goldberger“ 


und auf der Rückſeite den Kaiſerl. Königl. Oeſterr. Adler und den Goldbergerſchen Fabrik— 
ſtempel in Golddruck trägt und daß dieſe Ketten in Poſen nur bei Herrn Ludwig Jo⸗ 


hann Meyer, 


neben der Griechiſchen Kirche, vorräthig find. 


Zur Bequemlichkeit des auswärtigen Publikums find die Gold bergerſchen Rheumatismus⸗Ket⸗ 
ten auch vorräthig: in Birn baum bei Herrn J. M. Strich; in Bromberg bei Herrn C. F. Belei⸗ 
tes; in Chodzieſen bei Herrn Kämmerer Breite; in Inowraclaw bei dem Königl. Aſſiſtenz⸗ Arzt 
Herrn Hoffmann; in Liſſa bei Herrn J. L. Hauſen; in Nakel bei Herrn L. A. Kallmann; in 
Rawicz bei Herrn J. P. Ollendorf; in Schmiegel bei Herrn Jacob Hamburger; in Kroto⸗ 


ſchin bei Herrn A. E. Stock. 


Unterzeichneter bezeugt hiermit, daß er nach vielſeitiger Anwendung der Gold bergerſchen Rheu⸗ 
matismusketten die Ueberzeugung erhalten hat, daß dieſelben vollkommen ihrer Beſtimmung entſprechen, 
indem alle diejenigen, welche dieſelben wegen rheumatiſcher Schmerzen irgend eines Körpertheiles anhal⸗ 
tend trugen, von ihren Leiden befteit blieben. St. Goarshauſen, den 21. Sept. 1849. 


Dr. Koch, Herzogl. Naſſ. Medizinalrath. 


Ich bezeuge hiermit, daß der Gebrauch der galvano⸗electriſchen Kette von J. T. Goldberger 
mich von heftigen rheumatiſchen Leiden völlig befreit hat. Ulm, den 28. Mai 1849. 


Schuſter, Stadtſchultheiß. 


Meine Frau war mehrere Jahre lang ſehr mit Rheumatismen behaftet, ſo daß alle angewandten 


Mittel dagegen vergebens waren; es wurde derſelben deshalb gerathen, ſich einer Gold bergerſchen elec- 
triſchen Rheumatismuskette zu bedienen, welchem Rath ſie alsbald folgte, und auch ſchon nach einigen 
Tagen hierauf bedeutende Beſſerung verſpürte, nunmehr aber, nach Verfluß eines halben Jahres, bereits 
gänzlich von dieſen Leiden befreit iſt. Dieſes wird hiermit zur Steuer der Wahrheit und zur weiteren Em⸗ 
pfehlung dieſer Ketten für die mit Rheumatismen Behafteten bezeugt. Stuttgart, den J. Juli 1849. 
Stadtrath Daur aus Blaubeuren. 
Ich bezeuge hiermit, daß mir die galv.-eleetrifche Kette von J. T. Goldberger bei einem Älteren 
heftigen rheumatiſchen Leiden gute Dienſte leiſtete. Ulm, den 28. Mai 1849. 1 
Freiherr von Ellrichshauſen, Königl. Würtembergiſcher Rittmeiſter. 


der Anstalt, die Aufnahme-Bediugungen ent- 
haltend, verabreicht bei 
dem Agenten der Anstalt 
Emanuel Zippert zu Gnesen. 

Montag den 25. März um 8 Uhr Prüfung der 
Schüler der Deutſchen Bürgerſchule. Dienſtag und 
Mittwoch den 26. und 27. März um 10 Uhr Prü⸗ 
fung der aufzunehmenden Schüler. Friedrich. 


Eine muſtkaliſche Gouvernante, welche 
Deutſch, Polniſch und Franzöſiſch ſpricht, wuͤnſcht 
von Oſtern ab ein Engagement. 

Näh. in d. Erped. d. Itg. od. in frank. Briefen 
sub N. O. post. rest. Posen. 


Klee⸗Saamen⸗Anzeige. 

Von einer Breslauer Handlung ſind wir beauf⸗ 
tragt, nach Proben, die bei uns zur Anſicht liegen, 
weißen und rothen neuen Kleeſaamen zur Saat in 
beſter Keimfähigkeit, Aufträge zur Beſchaffung des⸗ 
ſelben innerhalb 14 Tagen zu feſten aber billigſten 
Preiſen entgegenzunehmen. Bei der Beſtellung, 
die prompt und raſch ausgeführt wird, iſt ein An⸗ 
geld von 1 Rthlr. pr. Ctr. bei uns zu deponiren. 

Das Nähere iſt auf ſchriftliche Anfragen oder 
perſönlich bei uns zu erfahren. 

Poſen, den 11. März 1850. 

D. L. Lubenau Wwe. & Sohn. 


Ein noch neuer Flügel von Kirſch⸗ 
baumholz, elegant und dauerhaft ge⸗ 
baut und von ſtarkem, rundem und vol⸗ 
lem Tone, iſt Veränderungshalber bald 
zu verkaufen. Das Nähere iſt in der Er- 
pedition d. Zeitg. zu erfahren. 

Ein auf Stahlfedern ruhender Halbwagen und 
ein Paar Bruſtblatt⸗Geſchirre (Wagen und Geſchirre 
mit Neuſilber⸗Beſchlag verſehen), im beſten Zuſtan⸗ 
de, ſind Halbdorfſtraße No. 29/30. am Wildathor 
zum Verkauf. 

— Außer unſerem Lager 
ächter Havanna, Bremer und Ham⸗ 
burger Eigarren, 

empfehlen wir: 


e UA ee 
= Grünberger S 
Noth: und Weißwein, a Quart 7 Sgr., 
ordeaur: und Rheinweine, 
Champagner in } Flaſchen & 1 Rthlr., in 
Fl. 174 Sgr, 
Aechten Cognac, das Ort ercl. Fl. 1 Rithlr, 
: AracdeGoa, das Qu. 25 Sgr., 
. n dto. 20 Sgr., 
s as⸗Aether, das Ort. von 2 Po, 


8 Sgr., 
Feinſten Wecev: und Hayſan⸗Thee in }- 
Büchſen à 15 Sgr., 
ſo wie die a lonböl 2 
Salonhölzer 
500 Stück FSgr., 200 St. 1 Sgr. 700 St. S Pf. 
Bei Abnahme größerer Quantitäten billiger. 


Gebrüder Mewes, 


Hi Markt No. 70. . 
Havanna - Honig in Gebinden von 
8— 12 Ctr. empfehlen billigſt 
D. L. Lubenaun Wwe. K Sohn. 
Poſen, den 22. März 1850. 
Eine neue Sendung ächten Limburger 
Käſe erhielt jochen ufa Bielefeld 
Gute Makulatur in ganzen und halben 
Bogen iſt zu Verkauf bei 
Gebrüder Scherk, Markt 77. 
Dem geehrten Publikum und 
insbeſondere meinen lieben Freun⸗ 
den und Bekannten die ergebenſte Anzeige, daß ich 
meine Re auration von Krämerſtraße No. 15. nach 
Wronkerſtraße No. 15. verlegt und zugleich 
den Ausſchank ſowohl des einfachen als Bairi- 
ſchen Bieres vom Braueigner Herrn Huger über⸗ 
nommen habe. > 
Poſen, den 22. März 1850. 
a Der Reſtaurateur Guſt av Fliege. 
Ein grauer Kinder⸗Pelzkragen mit rothem Tafft 
gefuttert iſt verloren worden. Wer ihn Markt 
No. 45. eine Tr. hoch wiederbringt, erhalt eine Be⸗ 
lohnung. 


